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Halle (Saale), Mittwoch den 27. Auguſt 1913 24. Jahrg.
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Halle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurt, Delitzſch Bikkerfeld,
Wikkenberg Schweiniß, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkartsberga und die Mansfelder Rreiſe.

Arbeitsloſenverſicherung
und die Sozialdemokratie.

Die Frage, einer Reichsarbeitsloſenverſiche-
rung haben wir in den letzten Wochen mehrfach beſprochen,
und auch der kommende Parteitag wird über einen An-
trag, der die Durchführung dieſer Verſicherung mit allem
Nachdruck verlangt, zu entſcheiden haben. Da iſt es angebracht,
jetzt ſchon darauf hinzuweiſen, daß die bedeutſame Angelegen-
heit ſchon früher die Arbeiterparlamente beſchäftigt hat, aller-
dings ohne daß eine Klärung über die aufzuſtellenden Forde-
rungen erfolgt wäre. Am 20. Juni 1902 verhandelte der vierte
Kongreß der Gewerkſchaften Deutſchlands über die
Frage der Arbeitsloſenſtatiſtik und der Arbeitsloſenverſiche-
rung. Der damalige Reichstagsabgeordnete v. El m referierte
über den Gegenſtand, und nach längerer Erörterung nahm der
Kongreß eine vom Referenten geſtellte Reſolution an, die
jedes Syſtem einer Arbeitsloſenverſicherung auf anderer
Grundlage als der freien Selbſtverwaltung der Arbeiter ver-
warf. Es wurde die Gewährung eines Reichszuſchuſſes an
Arbeitsloſenunterſtützung für zentrale oder lokale Berufs
verbände gefordert, die den Arbeitsloſen am Orte oder auf
der Reiſe die Unterſtützung auszuzahlen hätten. Die Koſten
ſollten zur Hälfte aus Reichsmitteln, zur Hälfte durch die Be-
rufsgenoſſenſchaften gedeckt werden. Je nach den Anforde-
rungen für die einzelnen Berufe habe das Reichsverſicherungs-
amt die durch die Berufsgenoſſenſchaften zu zahlenden Beiträge
feſtzuſetzen, die von dieſen auf dem Wege des Umlageverfahrens
von den Arbeitgebern zu erheben wären.

Der im September desſelben Jahres zu München abge-
haltene Parteitag der deutſchen Sozialdemokratie hatte die
Frage der Arbeiterverſicherung im Allgemeinen auf
die Tagesordnung geſetzt; eine zu dieſer Angelegenheit von
Molkenbuhr geſtellte Reſolution forderte u. a. die Ein
führung der Arbeitsloſenverſicherung. Gegen dieſe Forderung
erhob der auch hier anweſende Referent des Gewerkſchafts
kongreſſes, v. Elm, den Einwand, daß ihre Annahme den
Parteitag zu dem Beſchluſſe des Stuttgarter Kongreſſes in
Gegenſatz bringen werde. Die gewerkſchaftlich organi-
ſierten Arbeiter, ſo führte v. Elm aus, legten ganz beſonderen
Wert darauf, daß ihnen bei der Arbeitsloſenverſicherung die
volle Selbſtverwaltung eingeräumt werde. Bei einer
Reichsarbeitsloſenunterſtützung würde dieſe Selbſtverwaltung
aber unter keinen Amſtänden gewährt werden. Schon aus
dieſem Grunde wären die Gewerkſchaften Gegner einer
Reichsarbeitsloſenverſicherung. Molkenbuhr wollte ein Drittel
der Beiträge vom Reich, ein Drittel von den Arbeitgebern und
ein Drittel von den Arbeitern bezahlt wiſſen. Nach dem in der
bürgerlichen Geſellſchaft geltenden Grundſatz, entſprechend dem
Maß der Beiträge auch das Maß der Selbſtverwaltung zu be-
ſtimmen, würde zweifellos die Regierung ſich auf den Stand-
punkt ſtellen, daß, wenn Reich und Arbeitgeber zuſammen zwei
Drittel der Beiträge zahlen, ſie auch zwei Drittel der Ver-
waltung auszuüben hätten, während den Arbeitern nur ein
Drittel zukäme. Demgegenüber ſollte der Parteitag den
Grundſätzen zuſtimmen, die die Vertreter der Arbeiter ſelbſt
aufgeſtellt hätten. Wenn der Parteitag ſich in Gegenſatz zu
den Stuttgarter Beſchlüſſen ſtelle, ſo würde das von den Ar-
beitern einfach nicht verſtanden werden. Es ſei überdies von
einer Reichsarbeitsloſenunterſtützung zu befürchten, daß ſie für
den Fall von Streiks und Ausſperrungen, ſowie hin-
ſichtlich des Arbeitsnachweiſes Bedingungen enthalten
werde, die die Arbeiter unter keinen Umſtänden annehmen
könnten. Weil die Gewerkſchaftler darin eine Gefahr für ihre
Organiſationen ſähen, ginge es zicht anders als daß auch die
Gewerkſchaften die Träger der Arbeitsloſenverſicherung wür-
den. Wenn nun auch die Gewerkſchaftler genau wie Mokken-
buhr die Arbeitsloſenverſicherung für alle Arbeiter woll-
ten, ſo wollten ſie die Verſicherung doch nicht plötzlich ein
führen; vielmehr hielten ſie es für richtig, daß das Reich ſich
an die Verſicherung der Gewerkſchaften an-
ſchließe und ihnen zunächſt einmal Zuſchüſſe zur Ar-
beitsloſenverſicherung zahle. Die Erziehung der Arbeiter zu
ſelbſtbewußt handelnden Menſchen müſſe die Hauptſache ſein,
nicht eine Verſicherungsart, bei der die Arbeiter doch das fünfte
Rad am Wagen wären.

Molkenbuhr entgegnete auf dieſe Einwendungen nur,
daß ſeine Reſolution die Einführung der Arbeitsloſenverſiche-
rung verlange, aber die Frage über die Form offen laſſe.
Daraufhin zog v. Elm den Antrag, daß der Parteitag ſich in
bezug auf die Arbeitsloſenverſicherung den vom Stuttgarter
Gewerkſchaftskongreß angenommenen Grundſätzen anzuſchlie-
ßen habe, zurück und die Reſolution Molkenbuhr
fand Annahme.
Wenn nun auch nach dieſem Verlaufe der Angelegenheit über
die Anſichten des geſamten Parteitages in der hier berührten
Streitfrage nichts Beſtimmtes feſtzuſtellen iſt, ſo verdienen doch
die Aeußerungen einiger bekannter Parteigenoſſen vermerkt
zu werden. Zub eil glaubte nicht, daß die Uebernahme der
Arbeitsloſenverſicherung durch das Reich den Gewerkſchaften
ein großes Feld ihrer Tätigkeit entziehen würde; ſie würden
trotzdem noch genug zu tun haben. Auch G runwa l d Ham-
burg befürchtet von dieſer Maßnahme keine Nachteile für die
Gewerkſchaften, und Eduard Vernſtein erklärte, daß er ſich
einerſeits keine Arbeitsloſenverſicherung der Gewerkſchaften,
anderſeits aber auch keine ausreichende Arbeitslofenverſiche
xung ohne das Eingreifen von Staat und Gemeinde denken

könne. Dr. Arons- Berlin betonte, es ſei der Vorzug der
Reſolution Molkenbuhr, daß ſie nur den Zielpunkt, die Arbeits-
loſenverſicherung, nicht aber den Weg dazu angebe, und Dr.
Borchard-Charlottenburg hielt eine Arbeitsloſenverſiche-
rung unter Umgehung der Gewerkſchaften für ganz unmöglich.

Jn den elf Jahren, die ſeit dem Münchner Parteitag ver-
ſtrichen ſind, hat ſich die Arbeitsloſenunterſtützung
bei den deutſchen Gewerkſchaften ganz beträchtlich ent-
wickelt. Gibt es doch heute überhaupt kaum noch. eine
nennenswerte Organiſation, die ihre Mitglieder nicht gerade
durch dieſe Unterſtützungsform dauernd an ſich feſſelte. Auch
iſt, wenn auch nicht von Staat oder Reich, ſo doch von den
Gemeinden die Bedeutung der Gewerkſchaften für dieſen
Zweig des Unterſtützungsweſens dadurch anerkannt worden,
daß ihnen zunächſt nach dem Genter Syſtem Zuſchüſſe be-
willigt wurden.

Trotz dieſer, Entwicklungstendenzen bleibt aber unverkenn-bar, daß die rbeitbloſegenterſtüdung Stückwerk bleiben wird,

ſolange nicht wie bei der Kranken-, Unfall- und Alters-
verſicherung ein behördlicher Zwang Platz greift.
Jn den Hinweiſen der wenigen deutſchen Stadtgemeinden, die
die Arbeitsloſenverſicherung eingeführt haben, wird unaus-
geſetzt betont, daß die organiſierten Arbeiter, die ſich durch ihre
Gewerkſchaft ſchon vor der äußerſten Not zu ſchützen wüßten,
den Hauptanteil der ſtädtiſchen Unterſtützung davontrügen,
während anderſeits die Nachtorganiſierten aus Unwiſſenheit
oder mangelndem Pflichtgefühl ſozuſagen gar nicht von der
kommunalen Hilfe profitierten. Jſt demgegenüber auch der
Vermerk gerechtfertigt, daß die Nichtorganiſierten ja nur ihrer
Organiſationspflicht nachzukommen brauchten, um der Vor-
teile derArbeitsloſenunterſtützung teilhaftig zu werden, ſo lehrt
doch gerade ein Blick auf die bisher vom Reich eingeführten
Verſicherungsarten, daß das Obligatorium eine Not-
wendigkeit iſt. Jn dieſen Zweifelsfragen ſcheinen die in
England gemachten Erfahrungen uns Deutſchen manchen
Fingerzeig zu geben. Jm Jnſelreich iſt ſeit Jahresfriſt die
Arbeitsloſenunterſtützung für 256 Millionen Aebeiter obliga-
toriſch eingeführt; von dieſen aber ſind nicht viel mehr als der
fünfte Teil gewerkſchaftlich organiſiert. Dennoch heißt es im
erſten Jahresbericht des engliſchen Handelsamtes, daß die Ar-
beitsloſenunterſtützung eher zur Ermutigung als zur
Entmutigung der freiwilligen, gewerkſchaft-
lichen Arbeiterfürſorge geführt habe. Freilich
ſcheut ſich die engliſche Regierung nicht, gerade in dieſem Ver-
ſicherungszweige Hand in Hand mit den Gewerk-
ſchaften zu arbeiten.

Soll in Deutſchland die Arbeitsloſenverſicherung der ge-
ſamten Arbeiterſchaft Nutzen bringen, ſo müſſen gleichfalls
hier die Regierungen die bisherige Feindſchaft gegen die Ar-
beiterorganiſationen aufgeben und ſie als Verſicherungsträger
anerkennen

Politiſche Aeberficht.
Halle (Saale), den 26. Auguſt 1918.

Kartell der Zünftler und Reaktionäre.
Vor einigen Jahren wurde der ſogenannte Reichs

deutſche Mittelſtandsverband in Dresden unter
großem konſervativ gouvernementalen Freudengeſchrei ge-
gründet. Sonntag hat er in Leipzig den ſogenannten Reich s-
deutſchen Mittelſtandstag abgehalten. Der Beſuch
war viel ſchwächer als 1911 und 1912. Diesmal aber hatte man
außer den altgewohnten Referaten über den „angemeſſenen
Preis“, über den heimlichen Warenhandel der Beamten, über
Streikbrecherſchutz, über den Tabaktruſt uſw. das gemein-
ſchaft liche Zuſammenwirken von Jnduſtrie,
Handwerk und Landwirtſchaft auf die Tagesordnung
geſtellt. Aus den Reden der Herren Kükelhaus (Handwerker),
Schweighoffer (vom Zentralverband deutſcher Jnduſtrieller),
Aus dem Winkel (Bund der Landwirte) und Dr. Kellermann
(chriſtliche Bauernvereine) ging reſtlos hervor, daß dieſe Ge-
meinſamkeit ſich erſtreckt auf den gemeinſamen Schrei
nach Knebelung der Arbeiterbewegung, Ein-
ſtellung aller weiteren Sozialpolitik und Arbeiterverſicherung
und Aufrechterhaltung der Hochſchutzzollpolitik. Dieſes gemein-
ſame Vorgehen gegen das deutſche Volk wird dann durch den
Anſpruch gekrönt, daß dieſer Mittelſtand das deutſche Volk ſei
und daß alle nationale Kultur in den verſammelten Zünftlern
ruhe. „Parteipolitiſch“ ſoll das Zuſammenwirken beileibe nicht
ſein iſt ja auch nicht nötig, da ja der ganze Reichsdeutſche
Mittelſtandsverband ſamt dem Zentralverband deutſcher Jn-
duſtrieller und dem B. d. L. waſchecht konſervativ iſt. So war
es ſeiner „würdig“, daß der Reichstag in Leipzig durch
Herrn Liebert in glänzender Einſamkeit vertreten war.

Die Deutſche Tageszeitung iſt entzückt von der Arbeit, die
in Leipzig geleiſtet wurde, erblickt ſie doch darin die Grund-
legung zu einem Kartell deutſcher, ſchaffender Arbeit. Sie
ſagt:

So hat man ſich denn auf dieſem Boden zuſammengefun-
den der harmoniſche Grundton und Einklang aller Stim-
men, die geſtern laut wurden, verbürgt, daß das geplante
Werk von Kraft und Dauer ſein werde. Es war klug und
zweckmäßig, daß man auf eine Verſchmelzung der Berufs-
ſtände verzichtet hat. Jeder Berufsſtand ſoll vielmehr nach
wie vor für ſich arbeiten nur ſolche wirtſchaftliche Fragen,
die allen Ständen gemeinſam ſind, ſollen gemeinſam öe-
handelt werden. Deshalb will man keine einheitliche Organi-
ſation ſchaffen, ſondern Kartelle, und zwar Kartelle nicht

nur für das ganze Reich, nicht nur für die einzelnen Pro-
vinzen und Länder, ſondern auch für die einzelnen
Orte.

Herr Oertel, der ſelbſt der Verfaſſer dieſes Artikels iſt, gibt
der Hoffnung Ausdruck, daß der 24. Auguſt des
jahres ein „goldener Tag des Segens“ ſein werde,
und wirft dann noch die Frage auf, wie ſich wohl der Bund der
Induſtriellen und der Hanſabund zu dem neuen „Kartell der
Arbeit“ ſtellen werden. Dieſes Kartell der Arbeit iſt agrariſche
Mache und hat den Zweck, die Jntereſſen der Wucherzöllner
agitatoriſch zu vertreten. Wenn die Deutſche Tageszeitung
beſonders die Erklärungen hervorhebt, die ein gewiſſer Kükel
haus im Namen des Handwerks abgegeben hat, ſo darf wohl
ganz beſcheiden gefragt werden, wer denn dieſen Herrn zur
Abgabe ſolcher Erklärungen eigentlich beauftragt hat. Das
Handwerk iſt bekanntlich auf eine ganze Reihe von Organi-
ſationen verteilt, abgeſehen von der überaus großen Anzahl
Handwerker, die überhaupt keiner Organiſation angehören.
Die Reichsdeutſche Mittelſtandsvereinigung iſt aber ſo ziemlich
die ſchwächſte aller Handwerkerorganiſationen, ſo daß ihr Ver-
treter gar kein Recht hatte, im Namen des deutſchen Handwerks
zu ſprechen. Die Jntereſſen der deutſchen Handwerker liegen
nicht in der Linie der Beſtrebungen der Wucherzöllner, die ihnen
das notwendigſte Arbeitsmaterial künſtlich durch Zölle ver-
teuern. Dieſer ganze Mittelſtandstag war agrariſche Mache,
eine Zirkus-Buſch- Verſammlung im Weſtentaſchenformat, aber
nicht etwa eine Vertretung des deutſchen Handwerks.

Ragnit-Pillkallen.
Zur Nachwahl in Ragnit-Pillkallen, über die wir berichteten,

wird uns aus Oſtpreußen noch geſchrieben: Die einzige Partei,
die Stimmenzuwachs bei der am Sonnabend erfolgten Reichs-
tagserſatzwahl zu verzeichnen hat, iſt die Sozialdemo-
kratie. Sowohl die Konſervativen wie auch die National-
liberalen haben Stimmen verloren. Die National-
liberalen hofften mit aller Beſtimmtheit, in die Stich-
wahl zu kommen. Sie haben eine erhebliche Schlappe er-
litten. Rieſige Geldmittel haben ſie in den Wahlkreis ge-
worfen. Jhr Kandidat, Kommerzienrat Ventzki-Graudenz, will
durchaus Parlamentarier werden und dürfte perſönlich recht
große Summen zum Wahlkampfe beigeſteuert haben. Zahl-
reiche nationalliberale und fortſchrittliche Parteiſekretäre ſind
wochenlang im Wahlkreiſe tätig geweſen. Am Wahltage ſelbſt
eilten den Nationalliberalen Königsberger Studenten und viele
unbezahlte Helfer zur Hilfe. Dazu hatten ſie noch ein Heer
bezahlter Kräfte angeſtellt. Zahlreiche Autos, die den Natio-
nalliberalen zur Verfügung ſtanden, haben den Wahlkreis
durchquert; am letzten Tage vor der Wahl hatte der national-
liberale Kandidat noch in ne un Verſammlungen geſprochen.
Ueberall hatten ihn, nach den Berichten der liberalen Blätter,
die Wähler jubelnd empfangen und gar nicht los laſſen
wollen! Dabei traten die Nationalliberalen faſt noch
konſervativer auf als die Konſervativen ſelbſt. Herr
Ventzki bekannte ſich als ſtrammen Schutzzöllner; er
ſchwur, daß er den Beſtrebungen auf Abbau der Zölle in der
nationalliberalen Fraktion mit aller Entſchiedenheit ent-
gegentreten wolle. Die Nationalliberalen bezeichneten
ſich als die „wahrhaften konſervativen Ele-
mente“. Patriotismus und Chauvinismus wurden in den
Dienſt der nationalliberalen Sache geſtellt. Alles vergebens!
Die vielen Tauſendmarkſcheine ſind verpulvert worden. Mit
Stimmenrückgang ziehen die Nationalliberalen aus dem
Wahlkampfe.

Die Konſer vativen hatten Schlimmeres befürchtet. Es
wurde deshalb, um das Mandat zu retten, ein unerhörter
Druck auf die Wähler ausgeübt. Gegen einzelne National-
liberale ſind ſie ſogar handgreiflich geworden. Dazu kam, daß
der amtliche Apparat im Dienſte der Konſervativen ſtand und
dafür ſorgte, daß dieſe ſchon vor Bekanntgabe des Wahltermins
die meiſten Lokale im Wahlkreiſe für den Vorabend der Wahl
belegen konnten.

Angeſichts all dieſer Umſtände iſt das Anwachſen der ſozial-
demokratiſchen Stimmen doppelt hoch anzuſchlagen. Man muß
bedenken, daß es ſich um einen Wahlkreis handelt, der fa ſt
rein agrariſch iſt. Nur zwei kleine Städte gehören zum
Wahlkreiſe. Und unſere Stimmen ſind gewonnen worden, ob-
wohl wir auch nicht entfernt mit den Mitteln arbeiten konnten,
die unſeren Gegnern zur Verfügung ſtanden.

uunreJubiläum

Zuſammengefaltete Fahnen.
Als der Friede auf dem Balkan geſchloſſen war, rich-

tete der König von Bulgarien an die Armee einen Tagesbefehl,
in dem auch der Satz vorkam: „Erſchöpft und ermüdet, aber
nicht beſiegt, mußten wir unſere glorreichen Fahnen für
beſſere Tage zuſammenfalten.“ Das heißt ins
Nichtbildliche überſetzt: „Sobald Bulgarien ſich ſtark genug
fühlt und die Gelegenheit günſtig iſt, wird es wieder los-
ſchlagen. Man hat alſo einen der vielen Fälle vor ſich, in
denen auch ein Krieg keine Ruhe ſchuf, ſondern der Vater
eines neuen Krieges war oder zum mindeſten eine Dezennien
währende Kriegsgefahr heraufbeſchwor. Was dies bedeuten
will, können die Deutſchen ſich ungefähr vorſtellen, denn ſie
leiden ja auch unter einem Kriege, der keinen wirklichen Frie-
den brachte, vielmehr einen neuen deutſch- franzöſiſchen Krieg
ſeit 40 Jahren ab und zu immer wieder drohend am Horizont
erſcheinen läßt und zwiſchen den erſten zwei Kulturnationen
des europäiſchen Kontinents eine nur ſchwer überbrückbare
Kluft geſchaffen hat.



Die bis „auf beſſere Tage zuſammengefalteten bulgariſchen
Fahnen“ werden auch den armen Balkanvölkern die Geißel
des bewaffneten Friedens mit all' ihren böſen Konſe-
quenzen, und zwar in ganz beſonders hartem Maße bringen.
Als das Deutſche Reich unter das Joch der ewigen Rüſtungen
gebeugt wurde, war ſein Kulturzuſtand wenigſtens ziemlich
weit vorgeſchritten. Es hatte ſchon eine Reihe von wertvollen
Einrichtungen, die die Balkanvölker jetzt noch nicd beſitzen,
ſondern ſich erſt ſchaffen müſſen, wenn ſie aus dem bisherigen
Zuſtand der Halbkultur herauskommen wollen. Eigentlich ſoll-
ten ſie in der Zukunft alle öffentlichen Mittel zur Errichtung
von Volksſchulen, Mittelſchulen, Univerſitäten, zur Herſtellung
guter und reichlicher Verkehrswege und Verkehrsmittel, für
ſanitäre Einrichtungen aller Art, zum Beiſpiel Waſſerleitungen
und Kanaliſationen, kurz zur Hebung ihrer Kultur und Zivili-
ſation verwenden. Aber gerade in dieſer für ihre Entwicklung
ſo wichtigen Zeit bricht über ſie der bewaffnete Friede herein
und verſchlingt die für andere Zwecke ſo notwendigen Millio-
nen. Statt Schulen wird es Kaſernen geben, ſtatt Waſſer-
leitungen und Kanaliſationen Feſtungen und Schießeiſen der
verſchiedenſten Größe, ſtatt rein humanitärer Einrichtungen
wie Krankenhäuſer, Verſorgung des Alters und der Jnvaliden
neue Regimenter. Und neue Eiſenbahnen werden in erſter
Linie nur für ſtrategiſche Zwecke gebaut werden. Steuern
wird es endlich nur ſo regnen.

Der bewaffnete Friede bringt den Balkanvölkern auch den
Militarismus. Wenn aber er ſich in Ländern. die auf
einer nicht hohen Kulturſtufe ſtehen, breitmacht, dann iſt er
ein doppeltes Unglück. Hier wird ſeine Herrſchaft un-
erträglich; das Zivilvolk ſinkt zu Staatsangehörigen 3. Klaſſe
herab und die ſowieſo nicht ſtark entwickelte Rückſicht gegen
Menſchenleben und Menſchenglück wird noch geringer, als ſie
bisher war. Und im Hintergrunde lauert drohend ein Staats-
ſtreich durch irgendeinen General, der ſich populär zu machen
verſteht.

Man muß hier auch an die moraliſchen Folgen des Krieges
denken. Das ein ganzes Jahr hindurch betriebene Sengen,
Brennen und Morden wird noch lange böſe Früchte tragen
und ſicher eine große Zunahme der Verbrechen veranlaſſen.
Vielleicht wirkt das Unheil ſogar auf die noch gar nicht
geborenen Kinder weiter. Enrico Ferri erwähnt z. B. in
ſeinem Buche Sozialismus und Wiſſenſchaft die intereſſante
Tatſache, daß im Deutſchen Reiche die 1871--1873 geborenen
Kinder dreimal mehr jugendliche Verbrecher
ſtellten, als ſonſt der Durchſchnitt war.

So wird alſo der „Segen“ ausſehen, den der mit einem
Krieg erkaufte Friede den Balkanvölkern beſcheren wird.
Dieſer Krieg hat ihnen das Leben von 140000 Soldaten ge-
koſtet. Rechnet man die Ermordeten aus der Zivilbevölkerung
hinzu, ſo ergibt ſich eine Hekatombe von mindeſtens 300 000
Menſchen. Dabei iſt aber der Krieg gegen die Türkei nicht
mitgerechnet. Und nun dieſer „herrliche Erfolg“!

Jn all dieſer Wirrnis von menſchlicher Narrheit und Beſtia-
lität gibt es nur einen Troſt. Er beſteht in der Hoffnung
auf die internationale Sozialdemokratie. Sie
wird auch einmal die Kriegsfahnen zuſammenfalten, aber nicht
für „beſſere Tage“, ſondern um ſie ſamt der Jnſtitution des
Krieges für immer in der hiſtoriſchen Rumpelkam-
mer unterzubringen.

Begnadigung als Maskierung eines Juſtizmwordes.
Dieſer Tage ſo wird uns aus Rußland geſchrieben

hat der Schlußakt eines Juſtizdramas ſtattgefunden, das be-
rechtigterweiſe allerorts großes Aufſehen erregt hat. Der Zar
„begnadigte“ 47 Matroſen, die vor einigen Monaten
urcter der Anklage einer Militäverſchwörung vom
Kriegsgericht in Kronſtadt zu Kerker- und Zuchthansſtrafen
bis zu 16 Jahren verurteilt worden. Die ſozialdemokratiſche
Preſſe ſprach ſchon während des Prozeſſes den Verdacht aus,
daß die Anklage ſich auf die Mache von Lockſpitzeln
ſtütze. Der konſervative Schriftſteller Fürſt Meſchtſchersky be
ſſtätigte kürzlich dieſen Verdacht, indem er die aufſehenerregende
Mitteilung veröffentlichte, die ganze Anklage ſtützte ſich auf die
Angaben eines Lockſpitzels, die ſich als ſo lügneriſch erwieſen,
daß ſelbſt der Militärſtaatsanwalt urſprünglich die Erhebung
einer Anklage ablehnte. Wie es ſich weiter herausſtellte, war
die Regierung nicht im Zweifel, daß der ganze Prozeß eine
provokatoriſche Mache der „beſonderen Abteilung“ für politiſche
Spionage ſei, die in Ermangelung ſenſationeller Verſchwö-
rungen wie ſchon oft zuvor zur Jnſzenierung einer ſolchen in
der baltiſchen Flotte ſchritt. Der Chef der Abteilung und ſein
nächſter Gehilfe wurden daraufhin gemaßregelt und nach
niedrigeren Poſten verſetzt. Der Prozeß fand aber trotzdem

ſtatt und endete mit der Verurteilung von 47 Matroſen zu
ſchweren Zuchthausſtrafen! Es war alſo bewußter
Juſtizmord der Regierung. an den Opfern der
von ihr ſelbſt gemaßregelten Lockſpitzel! Nun
verſucht der Zar, dieſen keineswegs vereinzelt daſtehenden
Juſtizmord wir erinnern bloß an den Juſtizmord gegen die
ſozialdemokratiſche Fraktion der zweiten Duma durch eine
ekelhafte Begnadigungskomödie zu maskieren. Jn dem offi-
ziellen Bericht wird verkündet, die verurteilten, Matroſen
hätten ein Geſuch um Begnadigung eingereicht und das Ver-
ſprechen gegeben, „in Zukunft treu und rechtſchaffen dem Thron
und dem Vaterlande zu dienen.“ Dieſe Mitteilung trägt nicht
nur den Stempel der Lüge an der Stirne, ſie zeigt auch in
kraſſeſter Weiſe, daß die Zarenregierung ſich eher dem Geſpött
der ganzen Welt preisgabt, als daß ſie offen eingeſteht, welche
Rolle das Syſtem der Provokation in den politiſchen Prozeſſen
Rußlands ſpielt. Das Syſtem des politiſchen Lock-
ſpitzelt ums das iſt das unantaſtbare Heiligtum, dem
ſämtliche Regierungsinſtitutionen mit dem Zaren an der
Spitze ihren Schutz angedeihen laſſen.

Deutſches Reich.
Kehlheimer Fürſtentag. Jn Kehlheim in Bahern

ſteht eine ſogenannteBefreiungshalle, die den Befreiungskriegen
1813 gewidmet iſt. Geſtern hat dort eine prunkvolle Fürſten-
zuſammenkunft ſtattgefunden, bei der unter großemPomp lange
und viele Gedenkreden gehalten wurden. Daß Wilhelm II. auch
geredet hat, iſt ſelbſtverſtändlich. Da dieſe Fürſtenbefreiungs-
feier das Volk nicht berührt trotz allen „nationalen“
Spektakels in der patriotiſchen Preſſe lohnt es nicht, weiter
davon Notiz zu nehmen.

Die nationaliſtiſche Verhetzung feiert weiter Orgien. Jn
München ſollen beim Anſichtspoſtkartenverkauf auf der Strafßze
Franzoſen beläſtigt worden ſein. „Erdroſſelt ſie,“ hätten die
einen, „Hängt ſie doch auf, die ſchmierigen Franzoſen l“ die
andern gerufen. Von allen Seiten ſeien im Takte Stöcke und
Schirme niedergeſauſt. Die Geſchichte iſt aber ebenſo wie
feſtgeſtellt wurde erfunden wie eine andere: Die Meldung
deutſcher „nationaler“ Blätter, wonach 15 elſäſſiſche Arbeiter,
die bei Kaſernenbauten in Toul (Frankreich) beſchäftigt
waren, miß handelt worden ſeien und fliehen mußten, iſt
unrichtig. Ein kleiner Streit in der Nähe von Toul ſpielteſich wiſchen Franzoſen und Jtalienern ab, der keine Be
deutung hatte. Aber die erbärmliche nationale Preſſe dies-
ſeits und diesſeits des Rheins bauſcht das alles im Jntereſſeder Völkerverhetzung auf. Die Geſchäftspatrioten ſichern da

durch den für ſie profitablen Militarismus.

Die Wahlrechtsräuber an der Arbeit. Jn Altona iſt
man, gepeitſcht von der Angſt vor der Sozialdemokratie, zur-
zeit drauf und dran, das kommunale Wahlrecht zu verſchan-
deln. Wie gemeldet wird, hat man ſich in einer Sitzung der
bürgerlichen Vereine bereits mit dieſer Angelegenheit beſchäf-
tigt. Sieben Vereine waren für und vier gegen die geplante
Zenſuserhöhung, während drei Vereine ſich der Stimme
enthielten. Es ſoll nunmehr der Antrag beim Magiſtrat ge
ſtellt werden, den Wahlzenſus gut 1500 Mark zu er-
höhen. Man hat ausgerechnet, daß hierdurch etwa 10 000
Wählern das Wahlrecht genommen würde und
zwar 6000 ſozialdemokratiſchen und 4000 bürgerlichen Wählern.

Natürlich iſt dieſe Sitzung der bürgerli Vereine nichts
weiter als eine Komödie, die nur den Vorwand für den von
oben geplanten Wahlrechtsraub bieten ſoll. Es beſteht deshalb
auch die Gefahr, daß der Raub nach dem Muſter von Kiel,
Lübeck uſw. perfekt wird, wenn die Wählermaſſen ſich nicht
energiſch rühren.

Junggeſellenſteuer. Die Kommiſſion für die Vorberatung
eines neuen Einkommenſteuergeſetzes für Lübeck ſchlägt vor,
durch folgende geſetzliche Beſtimmung eine Junggeſellenſteuer
in Lübeck einzuführen:

„Ledige Steuerpflichtige, die keine Familienangehörigen er-
nähren, haben bei einem Einkommen von 2100 bis 10 000 Mark
einen Zuſchlag von 10 Prozent, und bei höherem Ein-
kommen einen ſolchen von 20 Prozent zu zahlen. Verwitwete
Steuerpflichtige, die keine Familienangehörigen ernähren, haben
bei einem Einkommen von 10000 Mark einen Zuſchlag von 10
Prozent zu zahlen.“

Sozialpolitiſche Abteilung im Kriegsminiſterium. Die
Angelegenheiten der Militärperſonen, vor

allem der Penſionierten, wurden im Kriegsminiſterium bisher
von dem Allgemeinen Kriegs-Departement bearbeitet. Am
1. Oktober wird für die ſozialpolitiſchen Fragen eine beſondere
Abteilung errichtet, an deren Spitze der Major Schul tz tritt.
Einen ſozialpolitiſchen Fachmann zu nehmen, geht über den
militäriſchen Horizont. Der Herr Major wird einfach kom-
mandiert „zur Sozialpolitik“.

Kleine Notizen. Als Kandidaten für die Reichstagserſatz-
wahl im badiſchen Kreiſe Bühl-Raſtatt, an Stelle Lenders,

hat eine Zentrumsverſammlung den Landtagsabgeordneten
Neuhaus aufgeſtellt. Juſtizrat Dr. E. Harmening in
Jena iſt plötzlich verſtorben. Dr. Harmening, der im 680.
Lebensjahre ſtand, war als tüchtiger Juriſt geſchätzt und als
Verteidiger früher auch vielfach von der Arbeiterpreſſe be-
nutzt. Vor Jahren vertrat er als Freiſinniger den Wahl-
kreis Eiſenach- Dermbach im Reichstage.

Zur Erledigung der Balkankriſe.
Die direkte Verſtändigung zwiſchen Bulgarien und der

Türkei über die Adrianopelfrage ſcheint Fortſchritte
zu machen. Verſchiedene Meldungen behaupten, die Verſtän-
digung ſei bereits abgeſchloſſen die Türkei behalte Adrianopel,
doch bekomme Bulgarien die Diſtrikte um Lüle Burgas und
Kirkkiliſſe. Andere Nachrichten beſagen, daß derartige Gerüchte
völlig aus der Luft gegriffen ſeien. Jnzwiſchen ſucht die Tür-
kei, oder wenigſtens ihre Armee, ihr Gebiet weiter zu ſichern
und zu vergrößern. Aus Sofia wird gemeldet:

Türkiſche reguläre Truppen, Jnfanterie und Reiterei, haben
Dedeagatſch, Gümülſching und Fanti beſetzt, alſo das ganze
Küſtengebiet des Aegäiſchen Meeres, das bereits der Londoner
Friede Bulgarien zugeſprochen hat. Die bulgariſchen, infolge
des Bukareſter Friedens, demobil gemachten Truppen ſind
nördlich auf die alte Grenze Bulgariens zurückgewichen. Das
ganze Gebiet zwiſchen der ägäiſchen Küſte und der Grenze iſt
in Bewegung, mehr und mehr drängt ſich die Erwägung auf,
daß die Fülle der zu löſenden Balkanfragen neue Beratungen
der Großmächte und ein Einſchreiten nötig mache.

Konſtantinopel, 25. Auguſt. Alle verfügbaren Truppen
werden von Konſtantinopel nach Thrazien entſandt, ſowie alle
in Kleinaſien verfügbaren Truppen an die ruſſiſche Grenze
Armeniens dirigiert. Jn Konſtantinopel erwartet man ein
neues Vorgehen der Mächte, das den Zweck hat, die Türkei zu
veranlaſſen, die Territorien im Weſten der Linie Enos-Midia
zu räumen und die Demobiliſierung vorzunehmen.

Der neue „Fürſt“ von Albanien. Die Balkanpreſſe
meldet, daß die Großmächte der Kandidatur des Prinzen
von Wied zum Fürſten von Albanien bereits zugeſtimmit
haben. Der ſogenannte „Prinz'“ ſteht jetzt in der öſterreichi-
ſchen Armee; er ſei proteſtantiſch, weshalb er den ſich in Alba-
nien bekämpfenden Religionen „neutral“ gegenüberſtehe und
ſo beſonders „geeignet“ ſei. Dem neuen Herrn von Gottes
Gnaden wird man allerſeits viel Glück zu ſeinem Abenteuer
wünſchen.

Holland.
Ein neues liberales Miniſterium iſt endlich zuſtande ge-

kommen. Wie aus dem Haag gemeldet wird, wird ſich das neue
liberale Kabinett folgendermaßen zuſammenſetzen. Auswär-
tiges Loudon, Juſtiz Ort, Jnneres und Vorſitz im Kabinett
Cort van der Linden, Marine Rambonnet, Finanzen
Bertling, öffentliche Arbeiten Lely, Handel Prof. Treb, Kolo-
nien Pleyte.

Ueber das Programm ſcheinen ſich die neuen Männer noch
nicht ganz ſchlüſſig zu ſein. Ob die Sozialdemokratie das
Kabinett unterſtützen kann, iſt noch unentſchieden.

England.
Arbeitskämpfe. Aus London wird gemeldet: Ein ernſter

Streik, der das Londoner Baugeſchäft in Mitleiden-
ſchaft zieht, iſt ausgebrochen, da 5000 Malergehilfen,
die dem vereinigten Malerverband angehören, zugleich mit 5000
nicht organiſierten Arbeitern die Arbeit niedergelegt haben.
Der Verband verlangt eine Lohnerhöhung von 1 Penny
(12 Pf.) für die Stunde.

Weiter wird berichtet: Wegen der Beſchäftigunng von
Malern, die nicht dem vereinigten Malerverband angehören,
bei der Admiralität, beſchloſſen 700 beim Hauptpoſtamt be-
ſchäftigte Elektriker Montag nacht die Arbeit nicht eher
wieder aufzunehmen, als bis alle nicht dem Verbande ange
hörenden Arbeiter entlaſſen wären.

Rußland.
Vom Schlachtfelde der Jnduſtrie. Unlängſt hat das Miniſte-

rium für Handel und Gewerbe eine Zuſammenſtellung unter
dem Titel Der Schutz der Geſundheit und das Leben der Ar-
beiter in der Jnduſtrie veröffentlicht, in welcher die von Bikow
geſammelten Daten über die Betriebsunfälle berückſichtigt
werden. Jn Rußland ſind im Jahre 1910 in den unter der
Fabrikinſpektion ſtehenden Fabriken 77 608 Unglücksfälle vorge-
kommen, davon 458 mit tödlichem Ausgange. Auf den Bergbau
kommen im gleichen Jahre 84 822 Unglücksfälle, davon 691 töd-
liche, auf die Eiſenbahnen 103 148 Unglücksfälle, davon 2833
tödliche. Somit ſind in Rußland im Jahre 1910 von der offi
ziellen Statiſtik 290 578 Unglücksfälle regiſtriert worden, von
welchen 4562 Fälle tödlich verliefen. Die offizielle Statiſtik

Gebärſtreik?
Eine Rede Klara Zetkins.

C. B. Berlin, 22. Auguſt 1913.
Jn zahlreichen Volks- und Parteiverſammlungen Groß-

berlins ſind in der letzten Zeit die Genoſſen Dr. Alfred Bern-
ſtein, Dr. Moſes u. a. m. dafür eingetreten, daß die Frauen
des Proletariats den Kampf der Arbeiterklaſſe dadurch unter-
ſtützen ſollen, daß ſie dem Staat keine Soldaten, dem Kapital
keine Arbeiter liefern alſo für eine Beſchränkung der Ge-
burtenzahl im Proletariat. Am heutigen Abend ſprach Genoſ-
ſin Klara Zetkin- Stuttgart hier in der Neuen Welt über
dieſe Frage. Die Verſammlung war koloſſal beſucht und mußte
polizeilich abgeſperrt werden der Saal war ſo dicht gefüllt,
daß nicht einmal der ſonſt ſo ſtreng vorgeſchriebene Mittelweg
freigehalten werden konnte. Den Vorſitz führte Genoſſe Eugen
Ernſt.

Die Referentin, Genoſſin Klara Zetkin-Stuttgart, führte
aus: Es iſt nicht der letzte Ruhmestitel der Sozialdemokratie
ſeit einem halben Jahrhundert, daß ſie alle jene bürgerlichen
Quackſalbereien abgewieſen hat, die das Maſſenelend dadurch
bemänteln wollen, daß einzelnen Volksſchichten oder Perſonen

s Wohnen auf dieſem Planeten erträglicher gemacht wird.
Es iſt beſchämend, gegen dieſe Quackſalberei auftreten zu
müſſen, aber es iſt nichts anderes als Quackſalberei, wenn man
dem Proletariat als dritte revolutionäre Waffe neben der poli-
tiſchen und gewerkſchaftlichen Bewegung den Gebärſtreik an-
preiſt. (Sehr richtig! und Oho!) Das iſt eine bürgerliche,
individugliſtiſche, anarchiſtelnde Auffaſſung, denn ſie betrachtet
nicht das Proletariat als Klaſſe. ſondern die einzelne Familie,
und ſchlägt ſtatt der Maſſenaktion eine beſtimmte individuelle
Lebensgeſtaltung vor. Die ganze Diskuſſion iſt angeregt
worden durch den Rückgang der ehelichen Geburten, der faſt in
allen kapitaliſtiſchen Staaten zu konſtatieren iſt. Er iſt, ſoweit
er ſich in der Arbeiterklaſſe zeigt, zurückzuführen auf die völlige
Rückſichtsloſigkeit, mit der der Hapitalismus auch die Frauen
ausbeutet und zu geſundheitsſchädlichen Arbeiten zwingt. Wei
tere Urſachen ſind die Geſchlechtskrankheiten, an deren Verbrei
tung das voreheliche und außereheliche Amüſement der Herren
aus dem Bürgertum nicht zum mindeſten die Schuld trägt, und
der Alkoholismus, der von weiten Kreiſen der herrſchenden
Klaſſen, vom Agrarier bis zum Schnapshändler, hervorragend
eſtützt wird. (Sehr wahr!) Beim Proletariat wirkt die

mindernd. Seit dem Wucherzolltarif von 1906 iſt die Zahl der
Ehcſchließungen und der Geburten ſtändig zurückgegangen. Die
bürgerliche Geſellſchaft. die gegen die Geburtenverminderung
im Bürgertum nichts einzuwenden hat, ſteht der gleichen Er-
ſcheinung in der Arbeiterklaſſe rat- und kopflos gegenüber, um
ſo mehr, als es ſich um eine Folge der herrſchenden Produk-
tionsweiſe handelt. Da kommt nun eine gewiſſe nationalöko-
nomiſche Richtung des bürgerlichen Liberalismus und erklärt
den Präventivverkehr in der Ehe als eine ſtändige Begleit-
erſcheinung ſteigender Kultur und ſteigenden Wohlſtandes. Seit
des ſeligen Dänenprinzen Hamlets Zeiten iſt der Menſch nie
ſo erfindungsreich geweſen, als wenn er ſeine Handlungen
motivieren wollte (Heiterkeit), und es entſpricht ganz der

'Weſensart des Liberalismus, wenn er angeſichts der Tatſache,
daß der enorm wachſende Reichtum der Beſitzenden der Maſſe
des Proletariats nicht einmal die Sicherheit einer menſchen-
würdigen Exiſtenz bieten kann, die Loſung ausgibt, jeder für
ſich, die Präventivmittel für uns alle! (Heiterkeit.) Denn der
Liberalismus iſt zu aufgeklärt, um wie früher zu ſagen Gott
für uns alle! (Erneute lebhafte Heiterkeit.) Beſchränkung
der Kinderzahl hat die Weltgeſchichte ſchon oft geſehen, aber
nie als eine Erſcheinung hoher Kultur, ſondern ſtets als ein
Sympton dafür, daß die herrſchende Produktionsweiſe ihrem
Untergang entgegengeht. So iſt es auch jetzt, und der aus wirt-
ſchaftlichen Gründen kommende Geburtenrückgang kündigt an,
daß die kapitaliſtiſche Geſellſchaft mit Rieſenſchritten ihrem
Untergange entgegengeht. (Lebhafter Beifall.)

Nun ſagt man, daß die Elternliebe veredelt werde, wenn
weniger Kinder da ſind. Was wäre das für eine Elternliebe,
die ſich bei einer größeren Kinderzahl vermindern würde! (Sehr
gut! und Widerſpruch.) Nein, die Elternliebe muß ſich um-
ſetzen in den gewaltigſten Kampf dafür, daß alle Kinder genug
Brot haben für den Leib und für den Geiſt. Beifall und
Widerſpruch.; Nun ſagen diejenigen, die den Gebärſtreik als
eine revolutionäre Waffe anpreiſen, daß er den Kapitalismus
an der Wurzel ſeiner wirtſchaftlichen und politiſchen Macht
treffen würde. (Sehr richtigl) Man ſagt, wenn der Kapita-
lismus weniger Maſchinenfutter, weniger Angebot an Arbei-
tern haben werde. dann würden die Löhne bald fſteigen. Wer
zweifelt daran. daß der Kapitalismus noch mehr als ſchon
heute bei dem geringſten Mangel an Arbveitern die rückſtändig-
ſten Proletarier der Welt, Chineſen und Malayen, in Maſſen
herbeiziehen würde? (Sehr gutl) Jn Frankreich und Eng-
land iſt die Verminderung der Geburtenzahl noch viel größer
als bei uns, aber den Arbeitern dort geht es keineswegs veſſer

teigerung der Koſten der Lebenshaltung geburtenver

Arbeiterlebens in England, iſt auf nichts anderes zurückzu-
führen als darauf, daß die Steigerung der Koſten der Lebe is
haltung die Steigerung der Löhne weit überflügelr Der Ge-
bärſtreik kann vielleicht für einzelne Familien ein Mittel ſein,
ihre Sorgen zu vermindern, aber er kann der Klaſſe nicht
helfen. (Sehr wahrl) Nun ſagt man, der Gebärſtreik würde
dem Militarismus die Soldaten entziehen. Das würde ſich
doch erſt in zwanzig Jahren äußern, aber wer zweifelt auch
ſonſt, daß der Militarismus einfach, wie er es in Frankreich
ſchon getan hat, in dieſem Falle die Dienſtzeit verlängern
würde? (Sehr wahrl) Und wenn Sie aufhören, Soldaten
zu zeugen dann hören Sie auch auf, Soldaten der Revolution
zu zeugen! (Stürmiſcher Beifall und anhaltende Bewegung.)
Gegen den Militarismus kann nur der revolutionäre Kampf
des Proletariats helfen, indem er ihn als einen Teil der kapi-
taliſtiſchen Ordnung mitbeſeitigt.

Dieajenigen, die den Gebärſtreik nicht als eine rein revolutio-
näre Waffe anpreiſen, ſagen wenigſtens, daß er für die ein-
zelne Familie weſentliche Verbeſſerungen ihres Lebens bringen
würde. Aber vergeſſen wir doch nicht, daß die Proletarierfrau
nicht dadurch belaſtet wird, daß ſie mehr Kinder hat, ſondern
dadurch, daß der Kapitalismus ihr für die von ihr geleiſtete
Arbeit nicht genug gibt, damit ſie ſo wie die Bourgeoisfrau
das Nölige für ihre Kinder tun, nämlich genügend Hilfskräfte
einſtellen kann. (Sehr gut!) Hohe Kinderzahl ſoll die Pro-
letarierin angeblich von gewerkſchaftlichem und politiſchem
Kampfe zurückhalten. (Sehr richtigl!) Ach, ſehen Sie ſich doch
unſere Bewegung an, Sie finden nirgendwo einen Beweis für
dieſe Behauptung! Gewiß bedeutet die große Kinderzahl eine
erhöhte Schwierigkeit für die Frau, ſich am Kampfe zu betei-
ligen, aber dieſe Schwierigkeiten muſſen überwunden werden
und die Arbeiterklaſſe ſelbſt muß der Genoſſin helfen, ſie zu
überwinden, einmal indem die Arbeiter nichts nach Spießer-
gewohnheit daran hängen, ſich von der Frau bedienen zu laſſen
(ſtürmiſcher Beifall). und zum andern Teil dadurch, daß die
Arbeiterklaſſe ſelbſt ſich der Erziehung und Pflege der Kinder
annimmt. Wir ſehen in unſeren Kinderſchutzkommiſſionen be-
reits einen ſchönen Anfang hierzu. (Lebhafter Beifall.) Sie
muß noch weiter ausgebaut werden.

Die Rednerin führt dann noch weiter aus, daß nicht die Ver-
meidung der Kinderzeugung, ſondern nur der öoganiſierte
Kampf gegen die Zuſtände, die das Elend kinderreicher Fami-
lien verſchulden, helfen könne, und erklärt, daß die Frage, ob
etwa eine einzelne Frau keine Kinder haben ſoll, nur eine per-

als den deutſchen, und die „Labour unraſt“, die Unruhe des
ſönliche Frage ſein kann, die mit dem Arzt zu beſprechen iſt,

e mit dem veredel-aber niemals ein Klaſſenprogramm. Ge
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erfaßt jedoch deineswegs alle Betriebsunfally in der Jnduſtrie.
Nach der Berechnung von Bikow hat die ruſſiſche Induſtrie
jährlich nicht weniger als 825 000 Betriebsunfälle zu verzeich
nen; in dieſer Zahl ſind M0 000 ſchwerverletzte und 6000 tote
Arbeiter einbegriffen. Solche ungeheuren Blutopfer erfordert
der Kapitalismus ſchon jetzt von den ruſſiſchen Arheitern.

Auftralien.
Von den Freuden der Lohnämter. Eine Organiſation der

Eiſen und Straßenbahner in Neu-Süd-Wales war vor einiger
Zeit von einem Richter des Lohnamtes aus der Liſte der ein
getragenen Gewerkſchaften geſtrichen worden, weil ihr Sekretär
es gewagt hatte, in dem offiziellen Organ der Organiſation
gegen die Ernennung dieſes Richters, der durch frühere Urteile
gar zu ſehr gezeigt habe, daß er befangen ſei, zu proteſtieren.
Sofort ließ ſich eine gegneriſche Organiſation in das Vereins-
regiſter eintragen und die bis dahin für die 15 000 Mitglieder
der erſten Organiſation mit Hilfe des Lohnamtes und mit ge-
ſetzlicher Kraft feſtgelegten Lohn- und Arbeitsbedingungen
waren mit einem Schlage null und nichtig geworden. Um jedoch
dieſe Vorteile nicht zu verlieren, beantragte und erreichte die
Organiſation, doch ihre Wiedereintragung in das Regiſter als
„Transportarbeiterverband“. Der darob erboſte Richter aber
verfügte die Streichung von neuem, weil die Eintragung er
ſchlichen ſei und ferner, weil für die in Betracht kommenden
Arbeiter jetzt eine Organiſation rechtsgültig eingetragen ſei.
Die 15 000 Eiſenbahner und Straßenbahner werden alſo ge-
zwungen ſein, eine Regelung ihrer Lohn und Arbeitsverhält-
niſſe durch Lohnkämpfe anzuſtreben, wenn ſie nicht der gelben
Organiſation beitreten wollen.

Aus der Partei.
Der brandenburgiſche Provinzialparteitag.

Am Sonntag trat in Frankfurt a. O. der Parteitag für
den Bezirk Brandenburg zuſammen. Den Geſchäftsbericht er
ſtattete der Provinzialſekretär Wels. Er betonte, daß ſich
die Geſamtmitgliederzahl ges das Vorjahr um 44 vermindert
habe. Bei der im Bezirk verbreiteten ſozialdemokratiſchen
Preſſe mache ſich derſelbe Rückgang an Abonnenten bemerkbar,
wie an vielen anderen Orten. Wir müſſen alles daran ſetzen,
dieſen Verluſt wettzumachen und darüber hinaus unſeren
Organiſationen und unſerer Preſſe neue Mitkämpfer zuzu-
führenso

Die Bildungsbeſtrebungen werden in 13 Wahlkreiſen des Be-
zirks durch 28 Bildungsausſchüſſe gefördert; durch Vortrags-
turſe, künſtleriſche Veranſtaltungen u. dergl. iſt Erhebliches
für das Bildungsbeſtreben der Mitglieder geleiſtet worden.
Die Arbeiter-Jugend hatte im Berichtsjahr in 33 Orten 2655
Leſer; bedauerlich ſei es, daß eine Reihe größerer Orte im
Bezirk der Jugendbewegung immer noch nicht das nötige Ver-
ſtändnis entgegenbringe. So ſei es auffallend, daß in Pot s-
dam die Arbeiter-Fugend nur in einem Exemplar geleſen
werde, während in einer ganzen Reihe kleiner und kleinſter
Ortſchaften 20, 30, ja 40 Abonnenten gezählt wurden. Von den
29 im Bezirk errichteten Auskunftsbureaus wurden 2965 Aus-
künfte erteilt.

Jn lIängeren Ausführungen beſchäftigte ſich Wels mit der
urzeit geübten Diskuſſion über den Maſſenſtreik. Nachſeiner einung habe es niemals bei einer Parteifrage ein

Durcheinander gegeben, wie hier. Redner gibt ein
ild über die von den Vertretern des ſenſtreiks vertretenen

verſchiedenen Anſichten und meint, daß die bisherigen Maſſen
ſtreiks keinerlei Rückſchluß auf die Durchführung des preu-
ßiſchen Maſſenſtreiks zulaſſen. Aber die derzeitige Diskuſſion
ſei eine überflüſſige und gefährliche. Ganz ſicher wird der
Maſſenſtreik einmal in Anwendung kommen, dann aber wird
es ſein ein Kampf um die politiſchen Grundrechte des Volkes,
ein Kampf gegen den Verſuch, die Koalitionen der Arbeiter
zu zerſchlagen.

Jn der Frage der Steuerbewilligung ſei eine künſtliche Er
regung gegen die Fraktion hervorgerufen worden. Gerade in
Brandenburg habe die ſiegreiche Neuwahl in Zauch-Belzig, die
erſte nach Erledigung der Steuervorlagen im Reichstag, ge-
zeigt, daß die breiten Maſſen volles Verſtändnis für die Hal-
tung der Mehrheit der Fraktion haben. Wenn jetzt geſagt
wird, daß auch direkte Steuern letzten Endes von den Arbeitern
getragen werden, dann ſollten die Vertreter dieſer Auffaſſung
konſequent ſein und das Parteiprogramm revidieren und ver-
langen, daß jede Bewilligung von Reichsſteuern verweigert
werde. Den Kaſſenbericht erſtattete Rich. Schmidt-
Berlin. Die des Bezirks beträgt danach 37 685,08
Mark und die Ausgabe 34 843,81 Mk., ſo daß ein Beſtand von
2841,27 Mk. vorhanden iſt. An den Parteivorſtand wurden
11 160 Mk. abgeführt. Jn der, Diskuſſion beſchäftigte ſich
Genoſſe K. Liebknecht zunächſt mit den Ausführungen
Wels, über die Wehrvorlage: Er ſei nicht in der Lage, der vor
liegenden Reſolution, die die nwung der Fraktion zur
Deckungsvorlage ausdrücklich billigt, zuzuſtimmen. Ueber den

Maſſenſtreik vertritt Redner ſeine bereits bekannte Auffaſſung.
Nach weiterer Diskuſſion, an der ſich die u Peus un
Brückner beteiligten, wurde über folgende
ſtimmt: „Der Parteitag der J randenburg ſtellt ſich
auf den Boden der von der Reichstagsfraktion zu den Deckungs
vorlagen abgegebenen Erklärung und billigt ausdrücklich
die Zuſtimmung der Fraktion zu den beiden Beſitzſteuer
geſetzen.“ Gegen fünf Stimmen wurde die Reſolution ange
nommen.
Zum nächſten Tagesordnungspunkte hielt Genoſſe Braun

einen ſehr inſtruktiven Vortrag über die Entwicklung der
Stellung der Partei zur Agrarfrage. Der Red-
ner wies im Verlauf ſeines Vortrags auf die Notwendigkeit
hin, durch eine auf dem Parteitag oder vom Parteiausſchuß zu
wählende Kommiſſion die neuen Tatſachen in der Agrarwirt-
ſchaft zu prüfen, um der Partei die Richtlinien in ihrer Stel-
lung gut Agrarfrage zu geben.
e Erledigung einiger Wahlen wurde der Parteitag ge

oſſen.

ſolution e

Verſuchte „Seelenrettung“ an Bebel.
Der chriſtlich-ſoziale Reichstagsabg. Lizentiat Mumm er-

zählt in einem Nachruf für Bebel: „Noch in den letzten
Jahren iſt der Verſuch ſeelſorgeriſcher Annähe-
rung an ihn gemacht worden, er hat ihn ebenſo freundlich
und taktvoll, wie er gemacht wurde, aber beſtimmt zurück-
gewieſen.“

Daß ſich das die kirchlichen Herrſchaften nicht von vorn-
herein ſelbſt geſagt haben, wird nur durch ihren Wunſch ver
tändlich, durch eine eventl. „Bekehrung“ Bebels gleich Tauſende
der Kirche „zurückgewinnen“ zu können. Aber genau wie das
eine wäre auch das andere nicht geſchehen. Trotzdem können
die Herren „Seelſorger“ beruhigt ſein: Bebels große reine
Seele lebt und wirktl

Gewerkſchaftliches.
Metallarbeiterkampf und Ausſchreitungen.

Der Metallarbeiterſtreik in Hohenlimburg konnte am
Sonnabend mit Erfolg für die Arbeiter beendet werden.
Der ſchon kurz gemeldete Zuſammenſtoß mit den Arbeitswilli-
gen macht es notwendig, darauf noch einmal Insuge nen denndie bürgerliche Preſſe fährt fort, zu ſchwindeln. ie Streik

leitung erläßt folgende Erklärung: „Die n fotg der r
lichen Erregung über das Eintreffen der Arbeitswilligen-
kolonne (63 Hintzegardiſten) vorgekommenen Ausſchreitungen
verurteilt auch die Streikleitung aufs ſchärfſte und ſtellt durch
Einzelbefragungen feſt: 1. daß die Streikleitung an den be
dauerlichen Vorkommniſſen gänzlich unbeteiligt iſt 2. daß auch
die Streikpoſten die meiſt jugendlichen Perſonen, die ſich leider
zum Einwerfen von Fenſterſcheiben uſw. hinreißen ließen,
ernſtlich und dringend verwarnt haben, Ruhe zu halten; 3. daß
von den Ausſtändigen ſelbſt niemand ſich an den Aus-
ſchreitungen beteiligt hat.

Die Streikleitung hat alle Maßnahmen getroffen, um für
Aufrechterhaltung der Ordnung und der Ruhe der Ausſtän-
digen auch weiter ſtrikteſt. zu ſorgen und erwartet, daß ſie in
dieſem Beſtreben von der ganzen Arbeiterſchaft Hohenlimburgs
nachdrücklichſt unterſtützt wird.“ Außerdem ſich die
Organiſationsleitung des Metallarbeiter- Verbandes im Bei-
ſein eines Stadtverordneten nach dem Bürgermeiſteramt, wo
ſelbſt in Gegenwart des Bürgermeiſters einwandfrei feſtgeſtellt
wurde, paß ich kein Streikender an den Ausſchreitungen
beteiligt hat, vielmehr dieſe von 14 bis 16jährigen jungen
Leuten begangen worden ſind. Unter den 14 verhafteten jungen
Leuten befindet ſich einer vom Kontorperſonal der beſtreikten
Firma, er ſoll ſich bei dem Einwerfen von Fenſterſcheiben be
teiligt haben.

Zur Ausſperrung in der Beleuchtungsbranche in Mainz.
Die Fabrik Gasapparat und Gußwerk ſperrte am 22. d. M.

zweihundert Arbeiter aus. Am Sonnabend ſind ſämtliche Be
triebe dieſem Beiſpiel gefolgt, wodurch über 400 Arbeiter außer
Tätigkeit ſind. Veranlaſſung zu dieſer Maßregel war, daß die
Arbeiter in dem neuen Tarif, der drei Jahre laufen ſollte, eine
Verkürzung der Arbeitszeit auf neun Stunden täglich und
eine Erhöhung von zwei Pfennig Stundenlohn wünſchten.
Nach erfolgter Ausſperrung haben jetzt die vereinigten Fabri-
kanten noch einige Zugeſtändniſſe gemacht, ſo daß eine Eini-
gung nicht ausgeſchloſſen erſcheint.

Zur Arbeits aufnahme auf den Werften.
Die Aufnahme der Arbeit iſt wiederum verſchoben worden.

Die Holzarbeiter in Bremen, Bremerhaven und Geeſtemünde
beharren noch weiter auf ihrem Standpunkt, die Arbeit nicht
aufzunehmen. Jn allen übrigen Orten haben ſich auch die Holz
arbeiter bereit erklärt, die Arbeit aufzunehmen.

Am Dienstag und Mittwoch finden in den geſamten Weſer-
orten Verſammlungen der Holzarbeiter ſtatt, in denen zur
Aufnahme der Arbeit Stellung genommen werden ſoll.

Nach einer Mitteilung der Geſchäftsſtelle des Arbeitgeber-
verbandes in Hamburg an die Bezirksleitung des Deutſchen
Metallarbeiter- Verbandes bleiben nunmehr die Arbeitsnach-

Tarif

weiſe vorläufig noch geſchloſſen, bis auch die Holzarbeiter in
Bremen, Bremerhaven und Geeſtemünde beſchloſſen haben, ſich
zur Aufnahme der Arbeit ſtellen zu wollen.

Stettin, 26. Auguſt. Die Holzarbeiter und Arbeiter
haben geſtern beſchloſſen, den Unternehmer-Arbeitsnachweis zu
ſogen. Die Wiedereröffnung des letzteren wird heute er-
olgen.

Der Streik der Heizungsmonteure und Helfer
von Rheinland und Weſtfalen iſt beendet. Der neue

zwiſchen dem Deutſchen Metallarbeiter- Verband und
dem Arbeitgeberverbande wurde abgeſchloſſen. Die Löhne
werden für Monteure und Helfer um 5 Pf. die Stunde erhöht.
Die Arbeitszeit beträgt ab 1. Juli 1915 neun Stunden täglich,
jetzt 56 Stunden die Woche. Die Aktkordpreiſe werden eben-
falls erhöht. Sämtliche am Streik beteiligte Monteure und
Helfer werden bis Mittwoch, den 27. Auguſt, wieder eingeſtellt.

ie Sperre über die Heizungsfirmen iſt aufgehoben. Da noch
eine Anzahl Firmen vorhanden ſind, die den neuen Tarif noch
nicht anerkannt haben, werden die Monteure und Helfer er-
ſucht, vor Arbeitsannahme in Rheinland und Weſtfalen ſich
mit der betreffenden Verwaltungsſtelle oder mit der Bezirks-
leitung des Deutſchen Metallarbeiter- Verbandes in Verbindung
zu ſetzen.
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NAllerlei.
Bebel kommt!

Ein gelegentlicher Mitarbeiter ſchreibt der Frankfurter Zeitung
Wer nicht in den Kreiſen der Arbeiter gelebt hat, kann ſich kaum
recht vorſtellen, welche elektriſierende Wirkung der Ruf „Bebel
kommt!“ namentlich in früheren Jahren auf ihre Gemüter aus-
übte. Wenn Bebel gemeldet wurde, traten alle anderen Ereigniſſe
in den Hintergrund und die Freude tat dann zuweilen der
nüchternen Erwägung Eintrag. Einen hübſchen Beleg dafür bildet
das folgende luſtige Geſchichtchen, das ſich vor einem Dutzend
Jahren in Baſel zutrug. Dort ſaßen einmal im deutſchen Arbeiter-
verein die Genoſſen eben beim Nachteſſen, als der Vorſitzende,
ein biederer ſchwäbiſcher Schreiner, ein Telegramm mit der kurzen
Meldung erhielt: „Bebel kommt!“ Die Nachricht wirkte, wie wenn
eine Bombe in die Spätzliſuppe geſchlagen hätte. Bei genauerem
Hinſehen wäre der Vorſitzende vielleicht innegeworden, daß es
auf dem Telegramm eigentlich nicht Bebel, ſondern Bebeli hieß,
und er hätte dann vielleicht auch erraten, daß es ſein in den Ferien
weilendes braves Ehegeſponſt, die Barbara mit ihrem Koſe
namen Bäbeli oder Bebeli geheißen ſein konnte, die ihn mit
der Nachricht ihrer Ankunft beglückte. So erriet er nun das nicht,
ſondern ſammelte mit den übrigen Vorſtandsmitgliedern in Eile
alle Getreuen, um den verehrten Führer mit entrolltem Banner
am badiſchen Bahnhof abzuholen. Als dann der Zug einfuhr, ſoll
das Bebeli-Frauchen beim Ausſteigen eine recht verwunderte
Miene gezeigt haben, während die Vereinsmitglieder, als ſich der
Jrrtum aufklärte, zuerſt etwas lange Geſichter machten, dann aber
in ein unbändiges Gelächter ausbrachen.

Verantwortlich für Politik, Parteinachrichten, Gewerkſchaftliches
Feuilleton und Vermiſchtes Paul Hennig, für Lokales und
Provinzielles Gottlieb Kasparek, für die Anzeigen Wilhelm
Herzig; Verleger Alfred Jähnig, ſämtlich in Halle. Druck
der Halleſchen Geunoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. d. H.).

Sprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.
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ten Liebesleben ſei der Kalkulatorſtandpunkt des Präventiv-
verkehrs am wenigſten zu vereinbaren. (Lebhafter Veifall.)
Die Legitimation für freie Menſchlichkeit erbringt die Frau
nur durch den Nachweis, daß ſie gegebenenfalls auch den letz-
ten Hauch für ihre Kinder einſetzt und die Verantwortlichkeit
für ſie gegenüber der Geſellſchaft übernimmt. Nicht dadurch
wird die Härte des Befreiungskampfes gemildert, daß man der
Natur eine Naſe dreht, ſondern dadurch, daß man den Kampf
aufnimmt. Wir wiſſen doch noch gar nicht, wie groß unſere
Kräfte ſind! Nicht Feigheit, Weichmütigkeit und Ruhebedurf-
nis, ſondern Aufrüttelung jedes einzelnen aus der Trägheit
tut dem Proletariat not. Das eben iſt die unbezwingbare ſieg-
reiche Kraft der Sozialdemokratie, daß ſie nicht an den Egois-
mus der einzelnen appelliert, ſondern an den Jdealismus aller,
und wenn es auch manchmal ſchwer dünken mag, ſo wollen wir
um ſo inbrünſtiger für den baldigen Anbruch der ſozialiſtiſchen
Ordnung kämpfen und mit den Schmerzen der Gegenwart fer-
tig werden unter dem ſtolzen Worte, das uns einſt Bebel zu-
gerufen hat: „Durch!“ (Stürmiſcher Beifall bei einem Teil
der Verſammlung.)

Mit großem Beifall begrüßt, ergreift dann Genoſſe Dr.
Moſes- Berlin das Wort. Er erklärt, zu ſeinem Standpunkt
gerade als Arzt gekommen zu ſein, der das furchtbare Elend
kinderreicher Proletarierfamilien Tag für Tag vor ſich ſehe. Es
falle ihm nicht ein, in dem Gebärſtreik eine dritte revolutio-
näre Waffe zu erblicken, und ſchon gar nicht, ſie anzupreiſen.
Dies ſei gar nicht nötig, denn das Proletarigt praktiziere dieſe
Methode in ſteigendem Maße ſeit vielen Jahren. (Lebhafte
Zuſtimmung.) Wenn alſo hier jemand angeklagt iſt, dann ſind
es die Arbeitermaſſen ſelbſt. Die Frau muß befreit werden
vom Elend des allzu reichen Kinderſegens. Ein noch ſtärkerer
Rückgang der Geburtenzahl wird ſelbſt die preußiſche Regie
rung und Kommunen zwingen, ſoziale Reformen durchzuführen
im Jntereſſe des Säuglingsſchutzes. Bebel ſelbſt in ſeinem
Werk Die Frau und der Sozialismus erklärt, daß mit der
Erwachen des Proletariats eine Einſchränkung der Kinderzahl
Hand in Hand gehe. Wir wollen kämpfen für die Geſundung
und Geſunderhaltung der Arbeitermaſſen, wir wollen, daß auch
die Frauen mitkämpfen, aber die Laſt des Gebärens laſtet auf
ihnen. Befreit ſie von dieſer Laſt und ihr werdet ein unge-
heures Zuſtrömen der Frauen haben! Darum kämpft der-
jenige, welcher für Einſchränkung des allzu reichen Kinder
„ſegens“ eintritt, am beſten fur den allgemeinen Aufſtieg des
Proletariats. (Stürmiſcher, langanhaltender Beifall.)

enoſſin Luiſe Zietze (vom Parteivorſtand) Jch bin betrüet z beſchämt, daß die Anſchauungen des ſeligen Malthus

hier von einem Sozialdemokraten vorgetragen worden ſind undein ſolches Echo im Saale gefunden Lapese (Beifall und leb
hafter Widerſpruch.) Es müßte doch Gemeingut aller Sozial
demokraten ſein, daß Elend und Not ihre Urſache in der heu
tigen Eigentumsordnung und in der Ausbeutung der menſch
lichen Arbeitskräfte haben. Dr. Moſes hat die che auf den
Kopf geſtellt. Gerade ſeine Schilderung des Elends der prole
tariſchen Mütter hat aufs neue bewieſen, wie berechtigt unſer
Kampf und wie notwendig ſeine uneingeſchränkte Fortführung
iſt. Freilich muß ich der Genoſſin Zetkin gegenüber ſagen,
daß ich mir die Vermehrung der Rekruten für die ſoziale Pro-
paganda allerdings nicht ſo denke, daß das Proletariat unge-
heuer viel Kinder in die Welt ſetzt, ſondern daß durch die fort
ſchreitende wirtſchaftliche Revolutionierung immer größere
Gruppen der Bevölkerung in das Proletariat hinausgeſchleu-
dert und dadurch unſer Rekrutierungsgebiet vergrößert wird.
Die Verminderung der Geburtenzahl im Proletariat iſt micht
gleich zu bewerten mit der im Bürgertum und bei den Bauern.
Hier will man den Beſitz nicht zerſplittern, dort aber iſt es der
lebendige Wunſch der Frau, mehr an der Kultur teilzunehmen.
Dazu iſt der Geburtenrückgang zwar nicht das Mittel, aber
doch ein Mittel. (Beifall.) Uebrigens ſind gerade die ver-
elendetſten Arbeiterſchichten, die Heimarbeiter, gar nicht in der
Lage, den Präventivverkehr auszuüben, denn einmal ſind ſie
zu unwiſſend und ſelbſt für dieſe geringen Ausgaben zu arm,
dann aber ſcheint ihnen jedes neue Kind bei ihrer elenden
Lebenshaltung weniger als ein neuer Eſſer, als ein neuer Ar
beiterl Alſo ich wende mich gegen Dr. Moſes als Sozialdemo
kratin, die nicht vom Klaſſenkampf abgelenkt ſein will, aber
man ſoll die Geburtenverringerung derjenigen, die triftige
Gründe dafür haben, nicht als Quackſalberei hinſtellen.
(Beifall.)

Genoſſin Boom-Schuch-Neukölln ſprach in ſchwungvollen
Ausführungen über die Mutterſchaft und verlangte gerade im
Intereſſe der Mutterſchaft, daß die Geburtenzahl nicht ins Un
gemeſſene ſteige.

Genoſſe Landtagsabgeordneter Adolf Hoffmann ſchließt
ſich Frau Zetkin an und weiſt darauf hin, daß die von Dr.
Moſes zitierte Bebelſtelle geraoe gegen den Malthuſianismus
er ſei. (Hört, hörtl) Wenn aber Dr. Moſes erklärt
at, daß er nichts auf Zukunftsvertröſtungen gebe, ſondern mit

beiden Beinen in der Gegenwart ſtehe, ſo frage ich euch, Ge-
noſſen, ob ihr denn nicht wißt, welche Leute ſonſt das immer
erklären. (Sehr richtigk)

Genoſſin Dr. Roſa Luxemburg: Jch will weder als
Arzt, noch als Moralprediger, ſondern einfach als Sozialdemo

kratin hier h Am wenigſten habe ich heute hier gehört
von unſerm Endziel, unſerm Leitſtern. Die heutige Verſamm-
lung iſt ein tiefbeſchämendes Beiſpiel dafür, wie ſehr die ſozia
liſtiſche Aufklärung in Berlin noch vernachläſſigt iſt, wenn es
möglich iſt, daß eine derartige Loſung, wie die des Dr. Moſes,hier Beifall finden kann. Seifan und Widerſpruch.) Es iſt

ein trauriger Beweis für die Oberflächlichkeit und hder Kuſſeſſegg, wenn Dr. Moſes hier ſolchen Beifall gefunden

hat. Da muß man ſich faſt denken, daß Marx und Laſſalle
in Deutſchland umſonſt gepredigt haben! Der von Laſſalle in
wenigen Jahren zur Strecke gebrachte Genoſſenſchaftsapoſtel
Schulze- Delitzſch war ein Rieſe im Vergleich zu den Apoſteln
des Gebärſtreiks; er appellierte wenigſtens noch an eine ge
meinſame ſoziale Aktion, während man hier die Mittel zur
Hilfe im privaten Schlafzimmer ſucht. Heiterkeit und
Sehr gut!) Man appelliert an die Denkfaulheit und Kurz-
ſichtigkeit der Maſſen. (Bravol und Ohol) Man will dem
Militarismus die Opfer verweigern, die heute aufgefordert
werden, auf Vater und Mutter zu ſchießen. Glauben Sie durch
den Gebärſtreik das Los eines einzigen Arbeiters zu ver-
beſſern? Damit würden Sie nach Jhrer Meinung doch auch
nur das Los der Nichtgeborenen verbeſſern, wir aber kämpfen
doch für die Lebenden und nicht für die, die nicht geboren
werden, dank den Ratſchlägen des Dr. Moſes! (Große Heiter-
keit.) Laſſen wir uns doch unſere Leidenſchaft von dem wirk-
lichen großen Kampf nicht ablenken. Wo waren die ungeheuren
Maſſen, die heute hier verſammelt ſind, als es vor wenigen
Monaten galt, gegen den Militarismus zu kämpfen? (Hört,
hört!) „Es gibt hienieden Brot genug für alle Menſchen-
kinder!“ ſagt Heine, und dieſes Jdeal in die Wirklichkeit um-
zuſetzen dazu helfen keine kleinen Mittelchen, ſondern nur
der klare Weg des politiſchen und wirtſchaftlichen Klaſſen
kampfes. Jeder Verſuch, von dieſem Weg abzulenken, muß be-
kämpft werden mit aller Energie als ein reaktionärer Verſuch,
die Maſſen zu verdummen. (Großer Beifall.)

Es war inzwiſchen Mitternacht geworden und die Tauſende
hatten in furchtbarem Gedränge bis jetzt ausgeharrt. Die
Diskuſſion verlief ſtellenweiſe unter ſo großer Unruhe und ſo
heftigen Auseinanderſetzungen im Saale ſelbſt, daß der Vor-
ſitzende Eugen Ernſt wiederholt energiſch um Ruhe bitten
mußte. Es wurde ein Antrag, die Fortſetzung der Diskuſſion
auf acht Tage zu vertagen, angenommen, nachdem ein Antrag
auf Schluß der Debatte abgelehnt worden war. Genoſſin
Zetkin erklärte, auch am kommenden Freitag wieder anweſend
zu ſein.



Heute 2Dienstag grosse Entscheidungs Kämpfe

Sensationell SeonsationellJackson, Australien, gegen Paul Bahn, Halle.
Nitsohke, Penteeblana, gegen Degenkolb,
Paxon, Deutsch- Awerika, gegen arapini, Italien
3002 Vorher das glänzende Variéte Programm.

Jentraſ- Theater

Leipzigerstrasse 17.

Quo vadisl
3000 Heute und folgende Tage

z ermässigte Preise. z

Cermania Theuter
Reilstrasse 133.

Liebenauerſtraße 4.

8 Uhz
eher

Mittwoch den
27. Auguſt:2999

F J r c
W

e

erhalten b. kr. Störung, Blut-
tockung, z ibſlus, alle aner-
annten Präparate, ſanitäre

Artikel, Spülag billigſtvon der GenſerCIvsos
von 4.40 Mk. an.

Irrigateure

m e 0 ren
bett- Unterlagen

n e a
Erw d. v. 70 Pfa. an

ſowie

BI
für

Wöchnerinnen

in großer Auswahl billigſt.
Ferner

Baby- Wagen

I. mal öden
Frau Böhnert. Rück ckporto.

Nachnahmeverſand. [2524

Arfern.August Woidaue,
Goldschmied u. Graveur,

7 Bismarckplatz 7.
inmodernem Schmuck.

Modernſte Zimmer Uhren
und Taschen- Uhren.

Werhkſtatt zur ler guns aller
rbeiten im Fa

r Trau ringein allen Preislagen. *147

Plüschsofas,
reell gearbeitet, rau, rot35 t n, 75, Klei leietäre u. Vertikos. geſchnitzten i. d. Türen,

ilerſpiegel Truer Umbaue, Tiſche, Stühle,
Schlafſtubeneinrichtungen ſowie
helle, moderne Küchen verkauft

ſpottbillig 2993
Hax Junghblut,

Albrechtst r. 37.erſtes Geſchäft vom Friedrichs platz.

Meine

Geſichtspickelſind nach kur Se Zeit p Schaum-

auflage m. bermeyvers Medi-
(auch inal Her Seife der verzum egen leihweiſe). Sigunken Diehl in Bad R.ehe i 50 Pf., 305

verſtärktes Präparat Mk.
Zur Na zehandlung Herba-Kreme à ube 75 Pf., G asdoſe

Mk. 1.50. *1468e haben in allen Apotheken,
Drogerien und Parfümerien.
Nie löſcht, als wäre e gegoſſen

ronze,Mir im Gedächtnis dieſe Sinnoner:

Rettlchbirnen u.
Katharinenpſigumen u.

direkt vom Baum, an dieKundſchaft ſoottbilig *1475

Die Menge tut es!
Dautage j. d. franckeschen Stiftungen.

Wilhelm Schotte.
„flaumenmus,
ar. rein mit Raf nade 2H. Weber. Steinſtr. 46.Böttcher- Waren dauerhaſt

P. Horlebeck, Kleine u
gabe 1/2 und Dachritzſtraße

z.
Auf Firma

u. Hausnummer
bitte genau zu achten.

reßlers Berg

S ſchiuß) im Volksvark

Sgue a. d. S., Graſeweg 3a, pt. l.

m e
9

2

da s Se lbstta tig e
Waschmiftel

Stärkewäsche
wird an den Rändern nicht so leicht rauh,
da Persil allen Schweiss, Schmutz und
Staub ohne Reiben und Bürsten von selbst
köst und vollkommen beseitigt. Also grösste

Schonung des Gewebes
bei garantierter Unschädlichkeit.

Ueberall erhältlich, nie lose, nur in Original- Paketen

HENKEL Co., DOSSELDORF.
Auch Fabrikanten der allbeliebten

Henkefes Blieich- s
*302

daen derſkeinehreru innn

klliale Halle (Saule).
Mittwoch den 27. Auguſt abends 69 Uhr (gleich nach Arbeits

M
Tagesordnunvom Bauarbelterſchug Kongreß.

2998
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pünktlich zu erſcheinen. Vorſtand.
Soriallemohr. Verein, Bertenn
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itelteder Versummlung
Da ein

Vortrag Massenstreſh
gehalten wird, iſt das Erſcheinen aller Parteigenoſſen nötig.

m Reſtaurant

Gau 17. S Bezirk 3.
Den Bundesgenoſſen zur Kenntnis, daß die

r Bezirks-Ausfahrt
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Standesamtliche Nachrichten.
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Freitag, nachmitt. a Uhr, vonder Leichenhalle d. Giebichen-
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 200 Halle (Saale), Mittwoch den 27. Auguſt 1913 24. Jahrg.

le

öbziuldemotrutiſcher Verein Hulle (6gnle).
Donnerstag den 28. Auguſt abends 8 Ahr im großen Saale des Volksparks, Burgſtraße 27:

Mitglieder-Versammlung.
Tages Ordnung:

Der Massens rei le
Referent: Dr. Dunker, Steglitz- Berlin. 2906

Bei der Bedeutung, mit welcher dieſe Frage in der Preſſe wie in den Parteiverſammlungen debattiert
wird, iſt es Pflicht der Parteigenoſſen, insbeſondere ſämtlicher für die Bewegung tätigen Genoſſen, in der
Verſammlung zu erſcheinen, um ihrer Meinung Ausdruck zu geben.

Anträge an den Parteitag.
Tagesordnung des Parteitages.

13., 16. Sächſ. Wahlkreis, München Il und II, Hamburg II,
Weimar, Breslau, Pforzheim: „Der Parteitag möge beſchließen,
die ſtaatliche Arbeitsloſenfürſorge auf die Tagesordnung des Partei-
tages zu ſetzen.“

Halle (Saale), BVochum, Krefeld: „Der Parteitag möge die
Maſſenſtreikfrage behandeln.“

Lennep Remſcheid Mettmann: „Auf die Tagesordnung des
deutſchen Parteitages iſt zu ſetzen: Der Landtagswahlkampf in
Preußen, und welche Mittel ſind in Anwendung zu bringen, um
ein Wahlrecht zu erringen, das dem Volkswillen und den demo-
kratiſchen Grundſätzen entſpricht

Köln a. Rh.: „Auf die Tagesordnung zu ſetzen Die preußiſche
Wahlrechtsfrage und der politiſche Maſſenſtreik.“

Agitation.
Magdeburg „Angeſichts der immer drohender auftretenden

e beginnenden Wirtſchaftskriſe, die eine maſſenhafte
Beſchäftigungsloſigkeit und infolgedeſſen unbegrenztes Maſſenelend
zur Folge hat, das durch die der Zollpolitik geſchuldete allgemeine
Teuerung noch verſchlimmert wird; angeſichts ferner der empören-
den Untätigkeit der Reichs, Landes- und Kommunalverwaltungen
gegen dieſe die Arbeiterſchaft bedrohenden Gefahren möge der
Parteitag beſchließen zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit und
ihrer Folgen eine nachhaltige Maſſenbewegung zugunſten der Ein-
uns der Arbeitsloſenverſicherung durch das Reich einzu-
eiten.“
Kottbus-Spremberg: „Da die bisherigen Kampfesmittel der

Arbeiterklaſſe zur Erreichung des allgemeinen, gleichen, direkten
und geheimen Wahlrechts für alle öffentlichen Körperſchaften allein
nicht den gewünſchten Erfolg gezeitigt haben, ſoll der Parteitag
beſchließen, die planmäßige Erziehung der Arbeiterklaſſe zum poli
tiſchen Maſſenſtreik in die Wege zu leiten

Königsberg i. P.: „Der Parteitag wolle eine Kommiſſion zum
Studium der Agrarfrage einſetzen und ſie ermächtigen, auch be-
ſoldete Mitarbeiter zur Erledigung ihrer Aufgaben heranzuziehen.“

20. Sächſiſcher Wahlkreis: „Der Parteitag möge beſchließen,
o Wanderlehrer in der Partei für Bildungs- und Unterrichts-
kurſe einzuſtellen.“ 8Spandau: „Jn Anbetracht deſſen, daß die herrſchende Klaſſe
unter Zuhilfenahme aller ihr zu Gebote ſtehenden Machtmittel die
denkbar größte Anſtrengung macht, um die Jugend für ihre reaktio-
nären Zwecke einzufangen, erſcheint es notwendig, daß die Partei
mehr als bisher ihre Anfmerkſamkeit auf die Aufklärung der weib-
lichen Jugend richtet. Der Parteitag fordert deshalb den Partei-
vorſtand auf, die Aufklärung der weiblichen Jugend über den
künftigen Beruf als Mütter und Erzieherinnen ihrer Kinder im
ſozialiſtiſchen Sinne vorzubereiten eHalle (Saale): „Der Jenaer Parteitag von 1913 beſtätigt die
Parteitagsbeſchiüſſe von 1905 und 1906 (Jena und Mannheim)
zum Problem des politiſchen Maſſenſtreiks. Der Parteitag empfiehlt
dazu dringend die weitere Stärkung und Ausbreitung aller Partei,
Gewerkſchafts- und Genoſſenſchaftsorganiſationen.

Er erwartet neben der Propagierung der Jee des Maſſenſtreiks,
daß die Partei in allen ihren Teilen und Jnſtanzen im Falle
des Ernſtes und der zwingenden Notwendigkeit einer kommenden
politiſchen Geſamtſituation alle vorbereitenden und ausführenden
Maßnahmen mit den Gewerkſchaften und den Genoſſenſchaften er
greifen wird, um eine Generalſtreikaktion zielſicher und erfolgreich
zur Förderung höchſter Lebensintereſſen des Proletariats durch-
zuſetzen. Der Parteitag rechnet alſo unbedingt darauf, daß die
ſozialdemokratiſche Partei einer ſolchen hiſtoriſchen Aufgabe und
kritiſchen Situation unter keinen Umſtänden ausweicht, ſondern
tatbereit ſein wird, alle erforderlichen Konſequenzen daraus zu
iehen.“KaffelMelſungen: „Die Generalverſammlung des Sozialdemo

kratiſchen Vereins für den Wahlkreis Kaſſel-Melſungen iſt ange
ſichts des völlig unbefriedigenden Ausfalls der letzten Wahlen
zum preußiſchen Abgeordnetenhaus mehr denn je der Meinung,
daß mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln die Erringung des
allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts erſtrebt
werden muß.Als ſolche Mittel ſind anzuſehen: Stärkung unſerer Organi-
ſationen durch Ausbau, ſowie Bildung unſerer Mitglieder, Auf
klärung der Maſſen durch Verbreitung von Flugblättern bei
beſonders wichtigen preußiſchen Anläſſen, Veranſtaltung von Demon-

ſtrationsverſammlungen, Straßendemonſtrationen, varlamentariſchen
Aktionen unſerer Reichs- und Landtagsfraktionen, ſelbſtändig und
in Verbindung mit den linksſtehenden Parteien, ſtärkere Be-
teiligung an den zukünftigen Landtagswahlen, gleichviel, unter
welchen Bedingungen dieſe ſtattfinden, Bildung eines beſonderen
preußiſchen Wahlrechtsfonds.

Die Generalverſammlung iſt der Meinung, daß alle dieſe
Mittel erneut und viel ſyſtematiſcher als ſeither zur Anwendung
gebracht werden müſſen. Da jedoch damit gerechnet werden muß,
daß ſelbſt die volle Erſchöpfung aller dieſer Mittel nicht zur Er
ringung des gleichen Preußenwahlrechts führt, erſcheint es der
Generalverſammlung zeitgemäß, über die Anwendung ſchärferer
Kampfesmittel zu beraten.

Die Generalverſammlung erwartet daher vom Parteitag, daß er
beſchließt:

Der Parteivorſtand und die preußiſche Landeskommiſſion haben
gemeinſam mit der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften zu er-
wägen, ob der von den Parteitagen Jena 1905, Mannheim 1906
in die proletariſchen Kampfesmittel aufgenommene politiſche Maſſen
ſtreik bei der Frage des preußiſchen Wahlrechtskampfes als letztes
Mittel in Anwendung gebracht werden kann.

Jnzwiſchen iſt es Pflicht aller Parteigenoſſen und Genoſſinnen,
mit verdoppelter Energie für den Ausbau der politiſchen und
wirtſchaftlichen Organiſationen tätig zu ſein, da die erfolgreiche
Durchführung eines politiſchen Maſſenſtreiks die denkbar beſte
politiſche und wirtſchaftliche Organiſation des Proletariats zur
Vorausſetzung hat.“

Hanau: „Die Kreis- Generalverſammlung begrüßt die Stimmen
im Lande, die eine Erörterung der Frage der Maſſenaktionen des
Proletariats zur Erringung des allgemeinen und gleichen Wahl
rechts in Preußen im Zuſammenhang mit der gegenwärtigen poli-
tiſchen und wirtſchaftlichen Situation verlangen.

Die Verſammlung hält eine gründliche Behandlung dieſer Fragen
d den deutſchen Parteitag wie die Organiſationen für dringend
geboten.“

Hannover: „Der Parteivorſtand wird beauftragt, nach jedes-
maligem Schluß einer Reichstags Seſſion die in dieſer vor
genommenen geſetzlichen Maßnahmen, ſoweit ſie für die Allgemein-
heit von Wichtigkeit ſind, in Geſtalt leicht verſtändlicher Agitations-
broſchüren herauszugeben unter Berückſichtigung der Stellung
unſerer Fraktion zu den betreffenden Geſetzen. Die Broſchüre
wird den Wahlkreis-Organiſationen zum Zwecke der Verteilung
gratis zur Verfügung geſtellt.

Der Parteitag beauftragt den Vorſtand, eine Broſchüre heraus-
zugeben, die den Kampf um die Heeresvorlagen und die Deckungs-
vorlagen behandelt.“

Frankfurt a. M., Wirges: „Der Sozialdemokratiſche Verein
zu Frankfurt a. M. bezw. die Kreis- Generalverſammlung zu Wirges
begrüßt die Stimmung im Lande, die eine Erörterung der Frage
der Maſſenaktionen des Proletariats zur Erringung des all-
gemeinen und gleichen Wahlrechts in Preußen im Zuſammen-
hang mit der gegenwärtigen politiſchen und wirtſchaftlichen
Situation verlangen. Eine gründliche Behandlung dieſer Fragen
durch den Parteitag und die Organiſationen iſt daher dringend
geboten.

Parlamentariſches.
Magdeburg, Breslau: Die Generalverſammlung des Sozial-

demokratiſchen Vereins (Magdeburg, Breslau) erkennt an, daß
die Zuſtimmung der Reichstags- Fraktion zu den Beſitzſteuern
nicht im Widerſpruch zum Parteiprogramm ſteht, ſondern den Be-
ſchlüſſen der internationalen Kongreſſe und den Jntereſſen des
arbeitenden Volkes entſpricht.“

Kafſel-Melſungen: „Die Generalverſammlung des Sozialdemo-
kratiſchen Vereins von Kaſſel-Melſungen erklärt:

Der Kampf gegen den kulturfeindlichen Militarismus, den die
ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion bei Beratung der unerhörten
Rüſtungsvorlagen in der ſchärfſten Weiſe geführt hat, darf nicht
ruhen, ſondern muß von allen VParteigenoſſen ſchärfer denn je ge-
führt werden, denn die wahnſinnigen militäriſchen Rüſtungen be-
drohen immer mehr den Frieden der Völker, und der Militaris-
mus enthüllt ſich mehr denn je als Jnſtrument der kapirtaliſtiſchen
Klaſſenherrſchaft zur Niederhaltung der nach Freiheit und Kultur
ſtrebenden Arbeiterſchaft.

Es iſt Pflicht aller Parteigenoſſen, immer weitere Schichten der
Bevölkerung darüber aufzuklären, daß es allein dem rieſenhaften
Wachstum der Sozialdemokratie zu danken iſt, wenn die enormen
Laſten der neuen Rüſtungsvorlagen nicht wieder durch Steuern
auf den Konſum der Maſſen gedeckt werden, ſondern durch direkte
Steuern, die im weſentlichen die Wohlhabenden und Reichen treffen.

An Mitglied ahuy legitimiervt.
Der Vorstand

Durch erhöhte Werbetätigkeit müſſen alle Parteigenoſſen dazu
beitragen, daß die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion bei den
nächſten Wahlen noch viel ſtärker in den Reichstag wiederkehrt.

Nur dann iſt damit zu rechnen, daß der Ausbau der unter
Mitarbeit der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion geſchaffenen
Beſitzſteuern zu dauernden durchgreifenden Reichseinkommen-,
Reichsvermögens- und Reichserbſchaftsſteuern erfolgt, die ſobald
als möglich an Stelle der die ärmeren Volksſchichten in der ſkan
dalöſeſten Weiſe belaſtenden indirekten Steuern treten müſſen.

Die Generalverſammlung erkennt an, daß die ſozialdemokratiſche
Reichstagsfraktion durch ihre Zuſtimmung zum Wehrbeitrag und
zur Reichsvermögensſteuer, die die Beſitzenden belaſten, im Jnter-
eſſe des arbeitenden Volkes gehandelt und zur Stärkung des Ver
trauens der Maſſen zur ſozialdemokratiſchen Partei mit Erfolg
beigetragen hat.“

Heſſiſche Landeskonferenz und 13. Sächſiſcher Wahlkreis: Der
Parteitag ſtellt ſich auf dem Boden der von der Reichstagsfraktion
zu den Deckungsvorlagen abgegebenen Erklärung und billigt ausan die Zuſtimmung der Fraktion zu den beiden Beſitzſteuer
geſetzen.“

Breslau: „Die Reichstagsfraktion wird beauftragt, unperzüglich
die Regierung zu veranlaſſen, Maßnahmen gegen die kapitaliſtiſchen
Manipulationen zu ergreifen, die Heilmittel (wie neuerdings
Meſothorium) für Volkskrankheiten erheblich verteuern.“

Breslau: „Die preußiſche Landtagsfraktion möge darauf hin
wirken, daß die Austritte aus der Landeskirche koſtenfrei ſind“.

Halle (Saale): „Der Parteitag zu Jena bedauert die Zuſtim
mung der ſozialdemokratiſchen Fraktion zu dem einmaligen Wehr-
beitrag, ſowie zu dem Vermögenszuwachs Steuergeſetz als einen
Verſtoß gegen einen fundamentalen ſozialdemokratiſchen Grundſatz,
als einen ſchweren politiſchen Mißgriff. Er erwartet unbedingt,
daß die Anwendung einer beſſeren Taktik in Zukunft die Fraktion
vor ähnlichen Entgleiſungen bewahren wird.“

Hamburg I: „Die Parteigenoſſen des erſten Hamburger Wahl
kreiſes ſehen in dem Fehlen unſerer Abgeordneten bei der Ab-
ſtimmung über den von der ſozialdemokratiſchen Fraktion im Reichs
tage eingebrachten Antrag betreffs Einführung des Proportional
wahlrechts eine ſchwere Schädigung des parlamentariſchen An
ſehens der Partei.

Es bleibt den Parteigenoſſen unverſtändlich, daß auch bei der
notwendig gewordenen zweiten Abſtimmung die Genoſſen in der
Fraktion abermals ihre Pflicht nicht erfüllten. Die Parteigenoſſen
des erſten Hamburger Wahlkreiſes ver vom Parteitag, daß
derſelbe die fehlenden Abgeordneten zur Rechenſchaft zieht.

Hamburg II: „Jn Anbetracht der Beſchlußunfähigkeit des Reichs
tages und der darauf erfolgten Abſtimmung über den ſozialdemo-
kratiſchen Antrag auf Einführung der Proportionalwahl zum
Reichstage verurteilt der Parteitag auf das entſchiedenſte die Nach
läſſigkeit derjenigen Abgeordneten, die aus nicht erklärlichen
Gründen der Abſtimmung ferngeblieben ſind.

Gleichzeitig ſpricht der Parteitag die Erwartung aus, daß in
Zukunft bei allen prinzipiellen Abſtimmungen im Reichstage die
Fraktion möglichſt in ihrer vollen Stärke vertreten ſein muß, um
dadurch den Jntereſſen ihrer Mandatgeber mehr Rechnung zu tragen.“

Schwarzburg-Sondershauſen: „Die Reichstagsfraktion iſt ver
pflichtet, bei wichtigen Abſtimmungen im Reichstag und bei Be
ratung von Anträgen, die von unſerer Fraktion geſtellt ſind,
möglichſt vollzählig anweſend zu ſein.“

Schwarzburg Rudolſtadt: Generalverſammlung des Sozial
demokratiſchen Vereins für Schwarzburg-Rudolſtadt: Die ſozial-
demokratiſchen Reichstagsabgeordneten haben während der Tagung
des Reichstages, wenn nicht durch Krankheit verhindert, vollzählig
zur Stelle zu ſein, damit nicht, wie geſchehen, bei ſehr wichtigen
Abſtimmungen durch das Fehlen unſerer Vertreter die Vorlage
zu Fall kommt.“

Hamburg III: „Der Parteitag wolle beſchließen, die Reichstags
fraktion aufzufordern, im Reichstag einen Antrag auf Einführung
der direkten Geſetzgebung durch das Volk vermittelſt des Vorſchlags-
und Verwerfungsrechts einzubringen. Gleichzeitig iſt im ganzen
Reiche eine lebhafte und intenſive Propaganda für dieſe Programm-
forderung einzuleiten.“

Nürnberg Altdorf: „Der Parteitag wolle beſchließen: Die
Reichstagsfraktion wird erſucht, bei Beginn der nächſten Seſſion
erneut den Antrag auſ Einführung einer ReichsArbeitsloſenver
ſicherung zu ſtellen und mit allem Nachdruck für die Durchführung
derſelben einzutreten.“

Eſſen „Der deutſche Parteitag möge beſchließen, daß die ſozial-
demokratiſche Reichstagsfraktion beauftragt wird, einen Antrag auf
Aufhebung der Zwangsimpfung im Reichstage einzubringen.
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München I und II: Der Parteitag möge die Reichstagsfraktion
beauftragen, im Laufe der nächſten Reichstagsſeſſion einen Antrag
z Verbeſſerung und Ausdehnung des Ki geſetzes einzu

ringen.
Es wolle beantragt werden daß jede Erwerbstätigkeit der

Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahre, ohne Unte I ob
dieſe eigene oder fremde Kinder ſind, verboten iſt. Es ſoll unbe
rückſichtigt bleiben, ob die Beſchäftigung der Kinder im Gewerbe,
in der Heiminduſtrie oder im Botendienſt erfolgt.

Das verbeſſerte, eventuell das beſtehende Geſetz wird auf die in
der Land und Forſtwirtſchaft, ſowie die im Boten und Geſinde-
dienſt beſchäftigten Kinder ausgedehnt.“

Kolmar i. Elſ.: „Der Parteitag ſpricht ſeine Freude über des
Zuſtandekommen der Berner Konferenz deutſcher und franzöſiſcher
Parlamentarier aus, in der er den erſten Schritt zu einer ſyſte
matiſchen und direkten Verſtändigungsaktion der europäiſchen
Parlamente erblickt.

Der Parteitag erwartet, daß die äußerſt zahlreiche Beteiligung
franzöſiſcher Parlamentarier beider Kammern und aller republi-
kaniſchen Parteien an der Berner Konferenz von dem deutſchen
Volke, ihrer Bedeutung entſprechend, als Beweis für die Friedens
liebe und den Willen zur Verſtändigung des franzöſiſchen Volkes
gewürdigt wird. Er hofft deshalb, daß Regierung, Bundesrat und
Reichstag Elſaß-Lothringen endlich die von ſeiner Bevölkerung
verlangte volle republikaniſche Autonomie und ſtaatsrechtliche
Gleichberechtigung mit den übrigen Bundesſtaaten gewähren und
dadurch die im Jntereſſe des Weltfriedens notwendige Annähe-
rung zwiſchen Frankreich und Deutſchland erleichtern.“

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 26. Auguſt 1913.

Der politiſche Maſſenſtreik.
Dieſes aktuelle Thema wird in der am kommenden Donners-

tag ſtattfindenden Mitgliederver ſammlung des Sozialdemo-
kratiſchen Vereins in ausführlicher Weiſe behandelt werden.
Als Referent iſt der vom Zentralbildungsausſchuß angeſtellte
Wanderlehrer Genoſſe Dr. Dunker aus Berlin gewonnen
worden. Mit der Frage des Maſſenſtreiks haben ſich die Partei-
genoſſen in der Preſſe und in zahlreichen Verſammlungen
allerorts beſchäftigt. Auch der Jenger Parteitag wird Stel-
lung zu dieſer Frage nehmen müſſen. Alle Parteigenoſſen und
Genoſſinnen müſſen es debhalb für ihre Pflicht erachten, voll-
zählig in dieſer Verſammlung zu erſcheinen, um ſich Klarheit
über die Bedeutung des Maſſenſtreiks als Kampfmittel zu ver-
ſchaffen. Verſäume alſo niemand die wichtige Verſammlung!

Das Ergebnis der Krankenkaſſenvertreterwahlen.
Nunmehr iſt vom Verſicherungsamt auch das Ergebnis der

Krankenkaſſenvertreterwahl hinſichtlich der Verteilung der Sitze
feſtgeſtellt worden. Es erhalten danach bei der Gruppe der
Arbeitgeber das Gewerkſchaftskartell 2 Sitze, die rer-
einigten bürgerlichen Gruppen 28 Sitze. Bei der Gruppe der
Verſicherten erhalten das Gewerkſchaftskartell 46
Vertreter und die verbundenen bürgerlichen Gruppen zu-
ſammen 14 Sitze, und zwar der Soziale Ausſchuß S8, die angeb-
lich vereinigten Ortskrankenkaſſen 4 und die Hirſch-Dunckerſchen
Gewerkvereine 2 Sitze. Hiernach verfügt das Gewerkſchafts-
kartell über insgeſamt 48 Sitze. Da der geſamte Ausſchuß 90
Vertreter zählt (30 Arbeitgeber und 60 Verſicherte), ſo hat
damit das Gewerkſchaftskartell die abſolute
Mehrheit.

Jede der aufgeführten Gruppen hat genau doppelt ſo viel
Erſatzmänner wie wirkliche Vertreter erhalten. Scheidet ein
Vertreter aus- ſo wird ein Erſatzmann in der Reihefolge auf
der Liſte einbezogen. Wenn zum Beiſpiel von den im Augen-
blick gewählten 46 Verſichertenvertretern des Kartells einer
ausſcheidet, ſo wird die auf der Liſte an 47. Stelle ſtehende
Perſon einbezogen uſw.

Die Wahl kann innerhalb einer Woche ange
fochten werden. Nach Ablauf dieſer Zeit wird jeder der
Gewählten von ſeiner Wahl amtlich in Kenntnis geſetzt. Auf
jeden Fall hätte das Kartell bei anderer Handhabung und
Durchführung der Wahl viel mehr Stimmen und Vertreter

rer

bekommen müſſen als es erhalten hat. Aber der große Andrang
an den Wahllokalen, die unlautere, geſetzwidrige und wüſte
Agitation der Gegner, die ganze Kompliziertheit des Wahl-
verfahrens und verſchiedenes andere, das wir ſchon wiederholt
ſchilderten, erklären das nicht beſonders befriedigende Ergebnis.

Die „Schulſtadt“ Halle.
Der deutſche Arbeiter, der bei dem erbärmlichen Stande des

Volksſchulweſens in Stadt und Land in ſeiner Jugend um das
Beſte betrogen wurde, was ihm die Geſellſchaft unter dem
Zwange der Schulpflicht mitzugeben verpflichtet iſt, weiß die
Schulung der geiſtigen Kräfte für den Daſeinskampf ebenſo
gut zu würdigen, wie der Bourgeois, der die Schulen ſeiner
Kinder, die höheren Anſtalten, gar nicht gut genug ausſtatten
kann. Der Arbeiter fordert darum vor allem, daß das Volks
ſchulweſen der Großſtädte, die ja gern als die „Hochſitze der
Kultur“ gelten wollen, muſterhaft eingerichtet ſeien. Wenn
man die gut gebeuten modernen Schulhäuſer ſieht und unſere
Schulräte hört, möchte man faſt meinen, daß dieſe Forderung
erfüllt ſei. Unſere Lehrerſchaft iſt allerdings anderer Mei-
nung. Man kann es in der pädagogiſchen Preſſe jeden Tag
leſen; wie man der Ueberzeugung iſt, daß die Volksſchulen
im Vergleich zu den höheren Schulen nach wie vor die Stief-
kinder der regierenden Klaſſe ſind, und daß ſelbſt
dort, wo mehr getan wird als in den verkommenen oſtelbiſchen
Junkerdörfern, vieles nur äußerer Schein iſt, oft nur geleiſtet
unter dem Zwange der Konkurrenz anderer Städte. Selbſt in
den modernen Großſtadtſchulen kommen die Kinder der Volks-
maſſe nicht zu ihrem Recht. Ja wir treffen in den Großſtädten
auf Unverſtändlichkeiten, die aller modernen Pädagogik ins
Geſicht ſchlagen und tauſende von Kindern zu einer verkrüppel-
ten Bildung verurteilen. Für das ſchwere Leben ſind ſie nicht
einmal mit den Hauptelementen, guter Schrift und ſicherem
Rechnen, hinreichend ausgerüſtet.

Vor allem iſt es eins, was ſelbſt die opferwilligſte Arbeit der
Lehrerſchaft von vornherein unfruchtbar machen muß: die
große Schülerzahl in den Klaſſen, die ungeſunde
Klaſſenfrequenz. Sie zwingt zum oberflächlichen
Maſſenunterricht, daß der Lehrer nicht an das einzelne Kind
herankommt und eine individuelle Behandlung, dieſe Kern-
forderung aller Pädogogik, im Keim erſtickt wird. Lehrer,
Schüler und Elternhaus unerträgliche Hausaufgaben ſind
die Folge leiden in gleicher Weiſe darunter. Mit Recht
ſtellt die Lehrerſchaft als Mindeſtforderung auf, daß eine Klaſſe
mit nicht mehr als 30 Kindern belaſtet ſein darf. Sitzen mehr
Schüler vor einem Lehrer, ſo muß das Unterrichtsziel herab-
geſetzt werden, und ein hoher Prozentſatz kommt ſelbſt dabei
nicht mit, ſondern wird als bedauernswerter Ballaſt mitge-
ſchleppt und verkümmert. Wie viele gute, aber vielleicht etwas
ſchwerfällige Anlagen werden auf dieſe Weiſe in unſeren
Kindern ertötet, wieviel Schülern wird die Schule dadurch zur
Qual gemacht! „Kleine Klaſſenfrequenz!“ das muß
das Loſungswort für Elternſchaft und Lehrerſchaft ſein.

Nun gibt es eine Reihe von Städten, die halbwegs erträgliche
Klaſſenfrequenzen haben. Zu dieſen gehören unter anderen
die Großſtädte im Königreich Sachſen. Merkwürdigerweiſe iſt
dort trotzdem die auf einen Lehrer entfallende Schülerzahl
durchaus nicht ſoviel beſſer, als in anderen Städten. Das
kommt daher, weil die Schüler dort weniger Unterrichtsſtunden
haben. Jn Chemnitz und Plauen hat etwa drei Viertel aller
Schulkinder während ihrer achtjährigen Schulzeit über 1800
Schulſtunden weniger als in den preußiſchen Städten. Jmmer-
hin erſcheint uns dies Uebel doch das kleinere, denn kleine
Klaſſen können unter allen Umſtänden mehr leiſten als über-
füllte mit noch ſo viel Stunden. Um zu einem richtigen Urteil
zu kommen, ſoll man daher neben der Klaſſenfrequenz auch die
durchſchnittliche Lehrerbelaſtung in Betracht ziehen.

Jn der folgenden Tabelle wird gezeigt, wie in den ſächſiſchen
Großſtädten Magdeburg, Halle und Erfurt für die
höheren und für die Volksſchulen geſorgt iſt. Wir wiſſen ſchon
im voraus, daß man uns wieder mit dem „Spezialcharakter“
der höheren Oberklaſſen kommen wird, die einen mehr indivi-
duellen Unterricht nötig hätten. Wer aber die Pädagogik eines
Peſtalczzi und Dittes begriffen hat, wird das unter keinen
Umſtänden gelten laſſen. Es iſt eine unſinnige Meinung, daß

Gelhigte eines Feltuten von 113

Von Erckmann-Chatrian.

ſtraße eine feindlic hervor und marſchierte auf
Kleingörſchen los. Dieſe Kolonne wollte ſich quer zwiſchen die
Unſern und das Dorf ſchieben und ihnen ſo den Rückzug ab-
ſchneiden, aber wie wir waren bereits Hunderte von verſpreng-
ten Soldaten angelangt, und von allen Seiten ſtrömten noch
neue hinzu, einige, indem ſie ſich alle fünfzig Schritt um
wandten und ihr Gewehr cgbfeuerten, andere, die verwundet
waren, indem ſie ſich mühſam fortſchleppten, um nur irgend
wohin zu kommen. Sie drangen in die Häuſer, und als die
Kolonne immerfort näher kam, wurde aus allen Fenſtern ein
Schnellfeuer auf ſie eröffnet. Das hielt ſie auf, um ſo inehr,
da im ſelben Augenblick auf dem Hügel zur Rechten die Divi-
ſionen Brenier und Marchand aufzumarſchieren begannen, die
der Fürſt von der Moskwa uns zu Hilfe ſchickte.

Wir erfuhren nachher, daß der Marſchall Ney dem Kaiſer
zwar nach Leipzig zu gefolgt war, jetzt aber auf den Kanonen-
donner hin zurückkam.

Die Preußen machten alſo an jener Stelle Halt, und das
Feuer hörte auf beiden Seiten auf. Unſere Karrees und
Kolonnen erklimmten den Abhang, der Starſiedel gegenüber
lag, und alles im Dorfe beeilte ſich, die Häuſer zu räumen
und wieder zu ſeinem Regiment zu kommen. Das unſere war
unter zwei oder drei andere gemengt, und als die Diviſionen
vor Kaja Gewehr bei Fuß nahmen, hatten wir Mühe, uns zu-
ſammenzufinden. Man verlas den Appell es blieben zwei-
undvierzig Mann von unſerer ganzen Kompagnie. Der lange
Fürſt und Leger waren nicht mehr da, aber Zebede, Klipfel

Weiter hinten, zur Linken, brach an der Biegung der Land-
i ehe Kolonne

und ich waren mit heiler Haut davongekommen.
Un glücklicherweiſe jedoch war die Geſchichte noch nicht zu

Ende, denn die Preußen, die unſer Rückzug unverſchämt und
übermütig machte, trafen bereits von neuem Anſtalten, uns in
Kaja anzugreifen. Eine Maſſe von Verſtärkungen ſtieß zu
ihnen, und ich konnte mich bei dieſem Anblick nicht des Ge-
dankens erwehren, daß der Kaiſer da eine für einen ſo großen
Heerführer doch recht ſchlechte Jdee gehabt habe, auf Leipzig
loszugehen und uns inzwiſchen durch eine Armee von mehr als
hunderttauſend Mann überfallen zu laſſen.

Als wir gerade dabei waren, uns hinter der Diviſion Brenvier
von neuem zu ordnen, ſtürmten achtzehntauſend alte Soldaten
der preußiſchen Garde im Laufſchritt die Anhöhe herauf, wobei
ſie die Tſchakos unſerer gefallenen Kameraden als Sieges-
zeichen auf den Bajonetten trugen. Gleichzeitig entſpann ſich
der Kampf auch zur Linken, zwiſchen Kleingörſchen und Star-
ſiedel. Die Maſſe ruſſiſcher Kavallerie, die wir am Morgen
hinter der Grune bemerkt hatten, wollte uns umgehen, aber
das ſechſte Armeekorps war zu unſerer Deckung herangekom-
men, und die Marine-Regimenter ſtanden wie die Mauern.
Die ganze Ebene war nur eine einzige Staub- und Rauch-

man beſonders die jüngeren Jahrgänge der Volksſchulen recht
voll ſtopſen könne, weil es ſich ja dort doch nur um kleinere
Kinder handle. Umgekehrt iſt es richtig: gerade die kleinſten
Kinder verlangen die individuelle Behandlung, wenn es nicht
wer weiß wie lange dauern ſoll, ehe ſie leſen und ſchreiben
lernen.

Jm Winterhalbjahr 1910-11, auf das wir uns hier immer
beziehen, kam in den Großſtädten der Provinz Sachſen folgende
Schülerzahlen:

auf einen Lehrer auf eine Klaſſe
höh. Schulen Volksſchulen höh. Schulen Volksſchulen

Magdeburg 23 47 33 47Halle 21 43 28 48Erfurt 23 46 33 47Die ungeheuerlichen Unterſchiede zwiſchen höheren und
Volksſchulen kennzeichnen den wahren Klaſſencharakter der Ge-
ſellſchaft. Welche Fürſorge bei den Kindern der Beſitzenden,
welche Nichtachtung bei den Proletarierkindern! Die Volks-
ſchüler zuſammengepfercht wie das liebe Vieh, in unüberſeh-
baren Klaſſen, die höheren Schüler dagegen in bequemer und
geſunder Weiträumigkeit. Da iſt auch nicht eine Stadt, die
vor der anderen etwas voraus hätte. Jm Ehrgeiz für ihr
Volksſchulweſen ſind alle gleich lau. Am kraſſeſten iſt
die Differenz in der „Schulſtadt“ Halle.

Die Ziffern ſind aber nur Durchſchnitte. Unterſucht man
die Klaſſenbeſetzung im einzelnen, ſo trifft man auf Zuſtände,
die man in den Mauern unſerer Großſtädte wirklich nicht er-
warten ſollte. Die Klaſſen mit weniger als 40 Kindern, alſo
das, was man Normalklaſſe nennen könnte, gehören faſt in das
Gebiet der Sage. Während z. B. in Leipzig von 2000 Klaſſen
faſt 1500 normal beſetzt ſind, finden wir unter den 6550 Klaſſen
in Magdeburg nur 81 normale, unter den 400 Klaſſen in
Halle nur 20 normale, unter den 200 in Erfurt 21 normale.
Mit winzigen Ausnahmen ſitzen alſo die Volksſchüler unſerer
Großſtädte in überfüllten Klaſſen. Die „Schulſtadt“ Halle
rettet inſofern zum Teil ihren Ruf, als in ihr die Klaſſen mit
mehr als 60 Kindern verpönt ſind. Solche Klaſſenunge-
heuer gibt es aber in Erfurt 25, in Magdeburg 13, ja in Magde-
burg finden wir ſogar 7 Klaſſen, die mehr als 70 Schüler
zählen. Man ſollte das für undenkbar halten, aber es ſteht in
dem auf amtlichem Material beruhenden Statiſtiſchen Jahr-
buch deutſcher Städte. Schulzuſtände, die man ſchon auf den
oſtelbiſchen Dörfern verachtet und ruſſiſche nennt, treffen wir
alſo hier an.

Jm übrigen gilt in den drei Städten die Klaſſe mit 50 bis
60 Kindern als die Norm, aber jeder Lehrer weiß, daß in
ſolchen überfüllten Klaſſen ein ordentlicher Unterricht unmög-
lich iſt, er zerreibt die Lehrkräfte und verdummt die Kinder,
die nicht imſtande ſind, dem Penſum zu folgen. Es iſt un-
verantwortlich von den Stadtverwaltungen,
ſolche Zuſtände zu dulden. Wir begehen gewiß keine
Taktlofigkeit, ſondern wiederholen nur ein altes pädagogiſches
Wort, wenn wir ſagen: ſolch unmenſchlich über-
füllte Klaſſen ſindein Verbrechen an der wehr-
loſen, unmündigen Jugend, und das wir das dulden
müſſen, iſt eine Schmach. Mit einem Schlage wären dieſe Zu
ſtände beſeitigt, wenn die Bürgermeiſter und Schulräte ge-
zwungen wären, ihre eigenen Kinder in ſolche Schulſtälle
denn Schulklaſſen kann man das nun und nimmer nennen
zu ſchicken. Ganz abgeſehen von den miſerablen Unterrichts-
erfolgen würden ſchon rein geſundheitliche Erwägungen, auf
die wir noch zu ſprechen kommen, jene Herren zur beſſeren
Einſicht zwingen. Zu der Sünde gegen den Unterrichtsgeiſt
kommt die nicht geringere gegen die Hygiene.

Wenn die Arbeiterſchaft ſich mit Schulangelegenheiten be
ſchäftigt, weiß ſie, daß es hier um die Wurzeln ihrer
geiſtigen Kraft geht. Sie darf darum nicht müde
werden, auf die ſchleunige Erlöſung von Zuſtänden zu drängen,
die wirklich zum Himmel ſchreien, damit den Unmündigen das
wird, was ihnen gebührt. Das einzige Kapital, das der heu-
tige Arbeiter ſeinen Kindern auf den Lebensweg mitzugeben
vermag, iſt eine gute Schulbildung. Darum: die Einheits-
ſchule unter Aufhebung aller Vorrechts- und Kaſtenſchulen,
Oeffnung der höheren Schulen für alle begabten Kinder, Un
entgeltlichkeit des geſamten Unterrichts und Uebernahme aller

wolke, aus der man die Helme, Panzer und Lanzen zu Tauſen-
den aufblitzen ſah.

Wir wichen unſererſeits immer mehr und mehr zurück, als
plötzlich etwas wie Blitz und Donner vor uns vorüberſauſte:
es war Marſchall Ney, der, gefolgt von ſeinem Generalſtab,
im geſtreckten Galopp herankam. Nie habe ich ein ſolches Ge
ſicht geſehen: ſeine Augen ſprühten Funken, und ſeine Naſen-
flügel zitterten vor Zorn! Jn einer Sekunde hatte er die
Linie in ihrer ganzen Tiefe durchmeſſen und befand ſich vor
der Front unſerer Kolonnen. Alles folgte ihm, wie von einer
unwiderſtehlichen Gewalt fortgeriſſen: anſtatt zurüzuweichen,
marſchierte man jetzt den Preußen entgegen, und nach zehn
Minuten war alles im Feuer. Aber der Feind ſtand feſt. Er
glaubte ſich ſchon Meiſter und wollte den Sieg nicht fahren
laſſen, um ſo mehr, als er immerfort Verſtärkung erhielt und
wir bereits durch einen fünfſtündigen Kampf erſchöpft waren.

Unſer Bataillon befand ſich diesmal in der zweiten Linie,
und die Kugeln flogen über uns weg. Ein weit ſchlimmeres
Geräuſch aber, das mir die Nerven zerriß, war das Klappern
der Kartätſchenſalven in den Bajonetten: das pfiff wie eine
Art fürchterlicher Muſik, die weithin vernehmlich war.

Nichtsdeſtoweniger begcnnen wir unter Geſchrei, Kommando-
rufen und Gewehrfeuer über Haufen von Toten wieder abwärts
zu marſchieren, und unſere erſten Diviſionen drangen von
neuem in Kleingörſchen ein. Man kämpfte dort Mann gegen
Mann: auf der großen Dorfſtraße war nichts zu ſehen als ge
ſchwungene Flintenkolben und Generale zu Pferde, die den
Degen führten wie gemeine Soldaten.

Das dauerte einige Minuten lang, und wir ſagten ſchon in
den Gliedern: „Es geht gut! geht gut! wir rücken
vor!“ Als aber auf preußiſcher Seite neue Truppen heran-
kamen, waren wir gezwungen, zum zweiten Male zu weichen,
und diesmal unglücklicherweiſe ſo ſchnell, daß eine große An
zahl bis nach Kaja hinein floh. Dies Dorf lag auf dem Hügel
ſelbſt und war das letzte diesſeits der Heerſtraße nach Lützen
Es beſteht aus einer langen Reihe von Häuſern, die durch
kleine Gärten, Ställe und Bienenſtände von einander getrennt
werden. Wenn der Feind uns in Kaja forcierte, war die
Armee in zwei Teile zerſchnitten.

Während des Laufens erinnerte ich mich jener Worte Herrn
Gouldens: „Wenn die Verbündeten uns unglücklicherweiſe
ſchlagen, werden ſie ſich in unſerm Lande für alles das rächen,
was wir ihnen ſeit zehn Jahren angetan haben Jch hielt die
Schlacht für verloren, denn ſelbſt Marſchall Ney ging inmitten
eines Karrees mit den übrigen zurück, und die Soldaten
trugen, um aus dem Getümmel zu kommen, verwundete Offi-
ziere auf ihren zu Tragbahren verſchränkten Gewehren fort.
Kurzum, die Sache nahm eine ſchlechte Wendung.

Jch kam auf der rechten Seite des Dorfes nach Kaja hinein,
indem ich über die Hecken ſtieg und über die kleinen Stakete
ſprang, durch welche die Gärten voneinander abgegrenzt ſind.

Eben wollte ich um eine Scheunenecke biegen, als ich beim
Aufblicken ungefähr fünfzig Offiziere zu Pferde auf der Spitze
eines gegenüber liegenden Hügels halten ſah; weit hinter ihnen
ſauſten Artilleriemaſſen in geſtrecktem Galopp auf der Leip-

ziger Straße heran. Das veranlaßte mich, genauer hinzu
ſchauen, und nun erkannte ich den Kaiſer, der ein wenig vor
den übrigen hielt: er ſaß auf ſeinem Schimmel wie in einem
Lehnſtuhl. Jch ſah ihn unter dem fahlen Himmel ſehr gut:
er rührte ſich nicht und beobachtete die Schlacht unten durch ſein
Fernglas.

Dieſer Anblick erfreute mich ſo, daß ich aus Leibeskräften:
„Es lebe der Kaiſer!“ rief. Dann eilte ich durch einen Gang
zwiſchen zwei alten Häuſern auf die Hauptſtraße von Kaja.
Jch war einer von den erſten und ſah noch, wie die Bewohner
des Dorfes, Männer, Frauen und Kinder, eiligſt in ihre Keller

ſtürzten.
Mehrere Perſonen, denen ich dieſe Umſtände erzählte, haben

mir Vorwürfe gemacht, daß ich ſo ſchnell gelaufen ſei, ich habe
ihnen aber erwidert, daß, wenn Michel Ney zurückwich, Joſeph
Bertha wohl ebenfalls zurückweichen konnte.

Klipfel, Zebede, der Sergeant Pinto, alle, die ich aus der
Kompagnie kannte, waren noch draußen, und ich hörte ein ſo
fürchterliches Kampfgetöſe, daß man ſich keine Vorſtellung da-
von machen kann. Rauchmaſſen wälzten ſich über die Dächer,
die Ziegel rollten herab und fielen auf die Straße, und die
Kugeln drückten die Wände ein oder zerſchmetterten mit fürch-
terlichem Krachen die Balken.

Gleichzeitig ſtrömten von allen Seiten durch die Gaſſen, über
die Hecken und über die Zäune in den Gärten unſere Soldaten
herein, indem ſie ſich von Zeit zu Zeit umdrehten, um Feuer
zu geben. Sie waren aus allen Regimentern durcheinander
gewürfelt, ohne Tſchakos, zerfetzt, blutbeſpritzt und wütend,
und jetzt, nach ſo vielen Jahren denke ich daran: es waren
alles Kinder, wahre Kinder, unter fünfzehn oder zwanzig
hatte nicht einer einen Schnurrbart aber der Mut iſt dem
Franzoſen einmal angeboren!
Und als die Preußen unter der Führung alter Offiziere, die
fortwährend: „Vorwärts! Vorwärts!“ ſchrien, wie eine Herde
von Wölfen, die einander auf den Rücken ſpringen, um ſchneller
vorwärts zu kommen, heranſtürmten, eröffneten wir, etwa
zwanzig oder dreißig Mann ſtark, von einer Scheunenecke aus
und gegenüber einem Garten, in dem ſich ein kleines Bienen-
häuschen und große, blühende Kirſchbäume befanden, die ich
noch jetzt vor mir zu ſehen glaube, ein Schnellfeuer auf dieſe
Halunken, die eine kleine Mauer weiter unten überſteigen und
das Dorf nehmen wollten.

Wieviel von ihnen, ſobald ſie auf die Mauer gelangten,
wieder in die Maſſe zurückſtürzten, weiß ich nicht, es kamen
aber immer wieder andere. Die Kugeln pfiffen uns zu Hun
derten um die Ohren und ſchlugen ſich an dem Mauerwerk
platt, der Kalk fiel von den Wänden, das Stroh hing von den
Dachbalken herab, das große Tor zur Linken war ganz von
Kugeln durchlöchert, und wir, nachdem wir hinter der Scheune
geladen hatten, ſprangen abwechſelnd vor und wieder zurück,
um in den Haufen zu ſchießen. Das dauerte nur gerade ſo
lange, als man zum Anlegen und Abdrücken brauchte, und
trotzdem waren ſchon fünf oder ſechs von uns mit dem Geſicht
nach unten an der Ecke des Heuſchobers zu Boden geſtürzt.
Unſere Wut war jedoch ſo groß, daß wir nicht darauf achtelten.



V

Bchullaſten auf den Staat das ſind die unabänderligſen
ſogialiſtiſchen Schulforderungen, mit denen zugleich das geiſtige
Niveau der Nation ſteht und fällt.
Unſere Stadtverwaltung verſagt alſo nicht nur auf dem Ge

biete der Bau und Sozialpolitik, ſie hat ſich vielmehr auch im
Schulweſen nur immer als unſozial, reaktionär erwieſen.
Deshalb wird es im Jntereſſe der Zukunft des Volkes dringend
notwendig, daß ſie ſo ſchnell wie nur irgend möglich mit an
derem Geiſte erfüllt wird. Erſt dann können wir auf eine
beſſere Zukunft hoffen. Die Gewähr dafür wäre in erſter
Linie geboten, wenn die Arbeiterſchaft als zahlreichſtes und
kommunalpolitiſch wertvollſtes Einwohnerelement zum Recht
gebührender Vertretung käme. Das wiſſen aber die Beherr-
ſcher des Halleſchen Rathauſes und deshalb wenden ſie alle nur
erdenklichen Mittel an, um die klaſſenbewußte Arbeiterſchaft
um das Recht einer ihrer Stärke entſprechenden Vertretung
zu prellen. Die im November bevorſtehenden Wahlen werden
aber zeigen, daß die Arbeiterſchaft es gründlich ſatt hat, ſich
mit einer Scheinvertretung abſpeiſen zu laſſen.

Volkspark. Heute abend findet das mehrfach angekündigte
große Doppelkonzert ſtatt. Ausführende ſind das Deutſch
amerikaniſche Männerquartett und die Muſikkapelle des Herrn
Engelmann. Da ein gutgewähltes Programm zuv Aufführung
kommt, kann der Beſuch jedem empfohlen werden.

Stadttheater. Es ſei darauf aufmerkſam gemacht, daß als
beſondere Veranſtaltungen in dieſer Woche morgen, Mittwoch,
abends 8 Uhr, das letzte Volkskonzert vom geſamten Stadt
theater- Orcheſter in Bad Wittekind geſpielt wird. Ferner iſt
für Sonnabend, abends 814 Uhr, das Benefiz- Konzert für
Herrn Kapellmeiſter Heinrich Laber in Ausſicht genommen.
Näheres über dieſe letzte Veranſtaltung durch Bekanntmachung
und Jnſerat in den nächſten Tagen.

Jm Zoologiſchen Garten iſt nächſten Sonntag, den
31. Auguſt „Billiger Sonntag“.

Solbad Wittekind. Jn der betriebstechniſchen Leitung des
Bades iſt vor einigen Tagen ein Wechſel eingetreten dieſelbe
wurde dem Bademeiſter und geprüften Maſſeur Zell über-
tragen, einem tüchtigen Fachmanne, der bereits in mehreren
anderen größeren Bädern des Jn- und Auslandes leitende
Stellen inne hatte. Die verſchiedenen Arten der mediziniſchen
Bäder, welche verabfolgt werden, ſind im heutigen Jnſeraten-
teile aufgeführt.

Eine einmalige Aufforderung genügt! Jn den Gerichts
ſälen erlebt man es faſt täglich, daß Leute, die wegen Haus
friedensbruchs angeklagt ſind, ſich damit zu entſchul-
digen ſuchen, daß ſie nicht dreimal, ſondern nur ein
mal aufgefordert worden ſeien, die Wohnung, den Geſchäfts
raum oder ſonſt ein umfriedetes Beſitztum eines anderen zu
verlaſſen. Dieſer Jrrtum iſt in der Tat nicht auszurotten, ſo
viel auch ſchon darüber geſagt und geſchrieben worden iſt. Das
Geſetz ſagt abſolut nichts von einer dreimaligen Auf-
forderung. Sagt der Gaſtwirt zu einem läſtigen Gaſt: „Ent
fernen Sie ſich bitte aus meinem Lokal,“ ſo genügt das voll-
kommen zu einer Beſtrafung wegen Hausfriedensbruchs, wenn
es der Gaſt unterließ, dieſer unzweideutigen klaren Aufforde-
rung nachzukommen. Es beſteht in ſolchen Fällen keine Ver
pflichtung, die Aufforderung dreimal zu wiederholen. Ge-
ſetzt den Fall, ein Gaſtwirt würde zu einem Gaſt, der ihm
irgendwie läſtig erſcheint, ſagen: „Scheren Sie ſich zum
Teufel“ oder „Gehen Sie Jhr Bier wo anders trinken.“ So-
fern es ſich um Aufforderungen in dieſer Form handelt, iſt
der Gaſt nicht ſo ohne weiteres verpflichtet, die Tür von
draußen wieder zuzumachen. Kein Menſch wird ernſtlich be
haupten wollen, daß in ſolchen Redensarten eine deutliche,
jeden Zweifel ausſchließende Aufforderung zum Verlaſſen des
Lokals liegt. Es iſt aber eine notwendige zur
Beſtrafung wegen Hausfriedensbruchs, daß der Angeklagte
auch das Bewußtſein haben mußte, die Aufforderung ſei
ernſtlich gemeint geweſen. Stellt das Gericht feſt, daß
der Angeklagte die Aufforderung ihrem Wortlaut nach nicht
notwendig als eine ernſtlich gemeinte aufzufaſſen
brauchte, ſo rechtfertigt ſich ohne weiteres ſeine Freiſprechung.

Es gibt allerdings auch Strafdelikte, wo das Geſetz eine
dreimalige Aufforderung ausdrücklich vorſchreibt. Das iſt
der Fall beim Landfriedensbruch und Aufruhr. Hier iſt den
Organen der Sicherheitsbehörde zur Pflicht gemacht, die Menge
dreimal aufzufordern, ſich zu zerſtreuen, bevor von Revol-
ver und Säbel Gebrauch gemacht werden darf. Ebenſo ſetzt
ſich jeder Teilnehmer oder Zuſchauer bei ſolchen Aufläufen
nach der dreimaligen Aufforderung der Gefahr
aus, als „Aufrührer“ beſtraft zu werden.

Eine großartige Submiſſionsblüte. Die Eiſenbahnver
waltung beabſichtigt, den Hauptbahnhof im Zuge der Berliner
Straße neu zu überbrücken. Zur Ausführung der Erd und
Betonarbeiten hatten ſich 28 Unternehmer gemeldet. Jhre
Forderungen wieſen aber einen ſo gewaltigen Unterſchied auf,
daß man annehmen könnte, der Niedrigſtfordernde iſt ein voll-
kommener Laie und der Höchſtfordernde einer, dem es nur dar
auf ankommt, möglichſt viel Profit dabei herauszuholen. Das
Verhältnis ſtellt ſich folgendermaßen: Die niedrigſte Forde-
rung beträgt 25 118,90 Mk., während die höchſte auf 57301 Mk.
lautet, das iſt alſo eine Differen z von 28 726,10 Mk.

Rechtzeitig entdecktes Feuer. Als ein Oberwächter der
Wach und Schließgeſellſchaft in der verfloſſenen Nacht ſeinen
Rundgang in der Oberen Leipziger Straße machte, nahm er
einen Brandgeruch wahr. Er ſchloß das Haus Nr. 59 auf und
fand den Hof voller Rauch, der aus dem Keller kam. Es waren
dort Kohlen, die vor dem Backofen lagen, in Brand geraten.
Der Wächter weckte ſofort die Hausbewohner und alarmierte
die Feuerwehr, die die Gefahr in kurzer Zeit beſeitigte.

Angeſchwemmte Leichen. Heute morgen 64 Uhr wurde am
linken der Wilden Saale zwiſchen dem Geſtüt und der
Schäferei eine weibliche Leiche angeſchwemmt. Es handelt ſich
um eine dem Arbeiterſtande angehörige Frau von ungefähr 65
Jahren, bekleidet war die Leiche mit Druckkleidern. Eine
ſeit dem 19. Auguſt vermißte Arbeiter-Ehefrau von hier wurde
am Sonntag bei Lettin als Leiche aus der Saale gezogen.

Umgefahren. Ein Schneidermeiſter wurde geſtern frühauf mee la von einer Kraftdroſchke umgefahren. Er
fiel auf den Hinterkopf und blieb beſinnungslos liegen.
Mittels Kraftdroſchke wurde der Verletzte der Klinik überführt.
Die Schuld ſoll den Verletzten ſelbſt treffen.

Ein mißlungener Streich. Geſtern abend fuhren zwei Arbeſte m Aen Lrrichr vom Marktplatz nach einer Schank-
wirtſchaft in der Fleiſcherſtraße. Beide verließen jedoch durch
einen zweiten Ausgang die Schankwirtſchaft, ohne die Droſch
kenfahrt bezahlt zu haben, wurden aber von dem Kutſcher und
einem Reiſenden verfolgt und eingeholt. Um ihre Namens-
feſtſtellung zu bewirken, kam es zu einer Schlägerei, wobei auch
das Meſſer eine Rolle ſpielte. Erhebliche Verletzungen ſind
nicht vorgekommen.

Die Liebe iſt ſchuld daran. Jn der vergangenen Nacht hatein Whhrlees le mädchen n u e Abſicht
Kaliumchlorat zu ſich genommen. Lebensgefahr beſteht nicht.
Als Grund zur Tat dürfte Liebeskummer anzuſehen ſein, da
es nach Empfang eines Briefes von ihrem Bräutigam die Tat

begangen hat. v e Augnj fun Auskunft geben? Bei dem am 28. Auguſt audem Pehe Vier dem Lagerplatz Delitzſcher Straße 74 ausge
fetzten Kinde männlichen Geſchlechts, das höchſtens 10 Tage bis
drei Wochen alt iſt, fanden ſich folgende Sachen vor: zwei rot

eſtreifte Barchentkleidchen, zwölf Windeln aus verſchieden
farbigem, altem Zeug, eine gehäkelte, weiße Nabelbinde mit

roten Lande eine geſtrickte, weiße Nabelbinde, zwei geſtrickte,
wollene Jä S zwei blaupunktierte Barchentjäckchen mit
dunkelblauen itzen um Kragen und Aermel, ein weißes
Barchentjäckchen und vier leinene Jäckchen. Sämtliche Sachen
ſind ungezeichnet. Sie waren in blauem Packpapier einge
wickelt. Perſonen, die zur Ermittlung der Herkunft des Kin
des Angaben en können, wollen ſich bei der Kriminal-Ab-
teilung, Zimmer 87 oder 19, melden.

Nietleben. Aus der Gemeinde. Am letzten Freitag
fand hier eine Erſatzwahl für den zum Schöffen gewählten
Gemeindevertreter Dr. Gäbelein für die 2. Abteilung ſtatt.
Gewählt wurde der Gutsbeſitzer Theodor Rammel mit 82
Stimmen; ſein Gegner Dr. Freitag erhielt 22 Stimmen. Von
unſerer Seite hat ſich niemand an der Wahl beteiligt. Zum
erſten Male hat ſich der ſeit Oktober 1911 umgetaufte Bürger-
verein unter freiſinniger Flagge an der Gemeinderatswahl
beteiligt. Daß ihr Kandidat durchfiel, hat ſich die Nietleber
freiſinnige Parteileitung ſelbſt zuzuſchreiben. Die freiſinnigen
Herrſchaften treiben es in unſerm Gemeindeparlament genau
ſo wie in allen andern, ſie verſprechen viel und halten wenig.
Bemerkt ſei noch, daß der im Dezember vorigen Jahres gefaßte
Gemeinderatsbeſchluß, wonach unſere Gemeindevertretung um
drei Mann verſtärkt werden ſollte, vom Kreisausſchuß nicht
beſtätigt worden iſt. Sonſt hätte jetzt eine Ergänzungswahl
ſtattfinden müſſen.

Aus der Provinz.
„Koſtenloſe Viehverſicherung.“

Die „Erfolge“ der ſattſam bekannten Abonnenten-Verſiche
rung ſimpler Familienblättchen haben findige Geſchäftsleute
veranlaßt, das einträgliche Geſchäft auszubauen und die
bäuerliche Bevölkerung jetzt für eine „beitragsfreie
Viehverſicherung“ einzufangen. Gleich zwei ſogenannte
Fachblätter, die man beachte den ſchönen Namen
Deutſche allgemeine landwirtſchaftliche und Handelszeitung
in Braunſchweig und Der praktiſche Landwirt in
Halle überſchwemmen die ländlichen Bezirke unſeres Be-
zirks mit Proſpekten und Akquiſiteuren, und namentlich auf die
kleinen Viehhalter hat man es abgeſehen. Der vielverſprechende
Proſpekt lautet:

Jnfolge Anregungen aus unſerem Leſerkreiſe (1) haben
wir uns entſchloſſen, neben unſerer bisher ſich ſo glänzend
bewährten Wohlfahrtseinrichtung eine koſten loſe Vieh
verſicherung anzugliedern. Es ſteht in dem Ermeſſen
eines jeden einzelnen Abonnenten, die Vorzüge der Unfall-
und Sterbegeld- Verſicherung oder Viehverſicherung für ſich
in Anſpruch zu nehmen. Unſere bisherigen Auszahlungen
von über 130 000 Mark bar für Unfälle uſw. an unſere ge
ſchätzten Leſer ſind der beſte Beweis unſerer Solidität und

Leiſtungsfähigkeit, an die kein anderes ähnliches Unter-
nehmen heranreichen kann. Pferde ſind bis mit (1) 600 Mk.,
Rindvieh 500 Mk., Jungvieh 200 Mk., Schweine 100 Mk.,
Ziegen 35 Mk., Schafe 15 Mk. koſtenlos und ohne Nach-
zahlung verſichert.

Für dieſe Viehverſicherung und die Zeitung ſind pro Jahr
11,25 Mk. zu zahlen vierteljährlich natürlich, das fällt nicht
ſo auf wer allerdings nicht rechtzeitig drei Monate vor
Ablauf des Jahres kündigt, muß ein weiteres Jahr bezahlen.
Eine Viehverſicherung und die Zeitung für kaum 2,50 Mk. pro
Quartal, das iſt verblüffend. Erheben doch die Verſicherungs-
geſellſchaften das Zwanzigfache. Wer ſollte noch zögern! Die

»Akquiſiteure machen daher auch vorzügliche Geſchäfte, die Sache
floriert.

Das ganze Unternehmen iſt aber ein Abonnentenfang
ſchlimmſter Art, denn nach ganz kurzer Zeit erfahren die
glücklichen Bezieher, wie arg ſie hineingelegt worden ſind!
Proſpekt und Beſtellſchein lauten auf „Viehverſicherung“. Hier-
unter wird allenthalben der Erſatz gegen verendetes oder not-
wendig gewordenes Töten auch unbrauchbar gewordenen Viehs,
ſei es nun durch Krankheit, Seuche oder Unfall geſchehen, ver-
ſtanden. Jm guten Glauben an dieſe ſinngemäße, landläufige
Deutung des Begriffes „Viehverſicherung“ wird der Beſtell-
ſchein unterſchrieben. Die Police ſchickt der Verlag mit der
erſten Zeitung vorſichtigerweiſe unter Nachnahme; ſie wird
meiſt beiſeite gelget, denn wie viele hätten wohl Zeit, die eng-
gedruckten „Bedingungen“ durchzuleſen und auszulegen. Wie
Schuppen von den Augen fällt es aber dem ſorgloſen Leſer
dieſer hochpraktiſchen Blätter, wenn es ihm einfällt, einen An-
ſpruch geltend zu machen; da erſt merkt er den Leim, und fin-
det, daß ſein Vieh nicht in der gedachten Form, ſondern nur
gegen „Unfälle“ verſichert iſt. Die ganze Wohlfahrts-
einrichtung“ iſt alsdann zu einer vollkommenen belangloſen,
ſpeziell in der Landwirtſchaft total überflüſſigen Bagatelle ge
worden, deren Nutzen ſtark nach dem Portemonnaie des Ver-
lags hin zuneigt. Die Tiere: Pferde, Kühe, Schweine können
wohl auf dem Lande durch Krankheit und Seuchen zugrunde
gehen, Unfälle ſind aber doch ſehr ſelten, es wäre denn Un-
vorſichtigkeit oder Fahrläſſigkeit und das iſt nach den Be
dingungen ausgeſchloſſen.

Ueberhaupt was noch in dieſen famoſen „Verſicherungs-
bedingungen“ obendrein noch alles „ausgeſchloſſen“ iſt! Es ge-
hört ſchon ein gewiſſes Raffinement dazu, einen Anſpruch zu
erhaſchen. Nachdem die Unmaſſe der Fälle aufgezählt ſind, wo
es nichts gibt ſteht extra noch dabei „uſw.“. Das „uſw.“
iſt großartig! Der Verlag wird es ſchon in ausgedehnter Weiſe
anwenden! Doch es kommt noch beſſer. Der Schluß dieſer
bewunderungswürdigen Bedingungen verweiſt darauf, daß dieſe
„Wohlfahtrseinrichtung“ eine freiwillige Zuwendung
des Verlags an die Leſer iſt, auf gut deutſch, daß alſo niemand
ein klagbares Recht auf Entſchädigung beſitzt! (Siehe Verſiche-
rungsſchein des Braunſchweiger Blättchens.) Damit will man
ſich anſcheinend auch der Aufſichtsbehörde für Verſicherungen
entziehen und die ganze Sache zum „Geſchenk“ ſtempeln.

Jn Wirklichkeit bleibt alſo für 11,25 Mk. nichts weiter als
eine minderwertige landwirtſchaftliche Zeitung übrig, deren
meiſt aus alten Ladenhütern beſtehender Jnhalt in jedem
Kalender zu finden iſt, dafür deſto mehr die bekannten An-
zeigen von Kurpfuſchern, Handliniendeutern, Abzahlungs-
geſchäften uſw., enthält. Und dafür 11,25 Mk.!

Man kann es verſtehen, daß im Kreiſe Torgau kürzlich
eine ordentliche Revolte ausbrach, als ſich der Akquiſiteur eines
derartigen Blattes nochmals nach dem Felde ſeiner einſtigen
Tätigkeit zurückwagte. Die ſich betrogen fühlenden Leute haben
ihm ordentlich heimgeleuchtet. Es iſt ja auch ganz klar, daß
dieſe Karikatur einer Viehverſicherung nur der Köder zur Be-
ſtellung einer vollkommen gleichgültigen Zeitung ſein kann.
werdaher 11,25 Mk. zuviel hat, lege ſie vorteilhafter an. Auf-
gepaßt auf die Anpreiſungen ſolcher Akquiſiteure, die ſich vor-
zugsweiſe kleine Leute für ihre Manipulationen ausſuchen.

Bitterfeld. Totgequetſcht. Am Montag früh gegen 6 Uhr
verunglückte der 20 jährige Aushilfsrangierer Sackewitz von hier
dadurch tödlich, daß er beim Rangieren von Güterwagen zwiſchen
die Puffer geriet. Der Verunglückte war in wenigen Minuten
eine Leiche.

Delitzſch. BebelGedächtnisfeier. Zu einer eindrucks
vollen Feier geſtaltete ſich die zu Ehren unſeres verſtorbenen
Vorkämpfers am letzten Sonntag abgehaltene BebelGedächtnis
feier. Durch Vortrag des Liedes „Ein Sohn des Volkes“ wurde
dieſe Feier eingeleitet. In einer vorzüglichen Rede, die Genoſſe
Hennig-Halle vor einem recht zah Publikum
hielt, entrollte der Redner ein getreues Charakterbild des unver-
geßlichen Vorkämpfers. Er zeigte klar, wie ſich Auguſt Bebel ausder u kh olksſchicht zu dem re der größten Partei
emporgearbeitet, wie er als Menſch, Politiker und Führer große
Taten vollbracht hat. Gleichzeitig zerſtörte Genoſſe Hennig aber
auch die Verleumdungen der Gegner. Reicher Beifall folgte
ſeinen Worten. Durch Vortrag des Liedes „Unſterblichkeit“ er
reichte die würdig verlaufene Feier ihr Ende.

Gräfenhainichen. Genoſſenſchaftliches. Jn der am
Sonnabend ſtattgefundenen Generalverſammlung des hieſigen
Konſumvereins gab der Geſchäftsführer den Bericht für das
zehn Monate umfaſſende Geſchäftsjahr. Der Umſatz betrug
während dieſer Zeit 116 870 Mk., im Vorjahre nur 107 512 M.
Der Lieferantenumſatz betrug 23 010 Mk. Die Mitgliederzahl
ſtieg von 397 auf 413. Als Durchſchnittsumſatz kommt auf
jedes Mitglied 292 Mk. Der Genoſſe Maaß wies auf die
Warenausſtellung hin, die im Verſammlungsraum zur An-
ſicht bereit ſteht und ſtellte an der Hand von Einkäufen von vier
verſchiedenen am Orte befindlichen Krämern feſt, daß bei
dieſen nach Abzug der von ihnen gewährten Rabatte der Ver
kaufspreis einer Ware 1,96 Mk. beträgt, während dieſelben
Qualitäten im Konſumverein nach Abzug der Dividende 1.71
Mark beträgt. Auch dadurch iſt wieder der Beweis erbracht,
daß der Konſumverein den i igen Kaufleuten gegenüber in
jeder Beziehung gewachſen iſt, ja, daß er ſogar konturrenzlos
daſteht. Bei der Wahl eines ausſcheidenden Vorſtandsmit-
gliedes wurde der Genoſſe Weber einſtimmig wiedergewählt.
Ebenſo wurden die drei ausſcheidenden Aufſichtsratsmitglieder
Dönicke, Schiering und Bodenthin wiedergewählt. Die Ent-
ſchädigung des Aufſichtsrates für das laufende Geſchäftsjahr
wurde auf 450 Mk. feſtgeſetzt. Unter Genoſſenſchaftlichem
teilte der Geſchäftsführer und einige Aufſichtsratsmitglieder
noch der Verſammlung die Gründe mit, die für die plötzliche
Entlaſſung des früheren Lagerhalters maßgebend waren. Dieſe
Sache wird übrigens durch ein Schiedsgericht ihre Erledigung
finden. Zum Schluß machte der Genoſſe Maaß noch darauf
aufmerkſam, daß ſich auch hier eine Geſchäftsſtelle der Volks-
fürſorge befindet. Den Genoſſenſchaftlern und deren Ange
hörigen und Bekannten iſt durch Verſicherung bei dieſer die
beſte Gelegenheit gegeben, ihre Gelder ſicher und vorteilhaft
anzulegen.

Eilenburg. n. Die vom 6. bis8. September in Eilenburg ſtattfindende Verſammlung des Ver
bandes mitteldeutſcher Verkehrsvereine wird ſich mit der Veran
ſtaltung einer Provinzial-Ausſtellung, die im Jahre 916 in
Magdeburg ſtattfinden ſoll, befaſſen.

Merſeburg. Tot durch elektriſchen Strom. Am Sonn-
abend abend wurde der 25jährige Arbeiter W. Langbein in Ober-
beung bei Abräumungsarbeiten vom Starkſtrom der elektriſchen
Leitung getötet.

Schkeuditz Kurioſes aus Kraetkes Reich. Einem
hieſigen Geſchäftsmann ging in den erſten Tagen der vorigen
Woche ein Brief aus Zſchopau i. E. zu, der dieſen rätſelhaften
Poſtſtempel trug:

Zſchopau 23. 8. 14, 9--10 V.
Laut der allgemein bei uns üblichen Zeitberechnung hatten

wir aber erſt am Sonnabend, den 28. 8. (Auguſt) und leben erſt
im 13. Jahre dieſes Jahrhunderts. Somit bliebe nur die An
nahme übrig, der obenerwähnte Brief ſei am 28. Auguſt 1814
in Zſchopau aufgegeben und dort an jenem Tage abgeſtempelt
worden. Gegen dieſe Annahme ſpricht aber die Tatſache, daß
Abſender und Adreſſat keineswegs über hundert Jahre alt ſind,
ſondern noch einige Jahrzehnte leben müſſen, bis ſie „Hundert-
jährige“ werden. Alſo, Exzellenz Kraetkel Richtiger ſtempeln!

Eisleben. Eine Woche Unfallſtatiſtik im Mans-
felder Bergbau. Die Machthaber der Mansfelder Ge-
werkſchaft, und der von ihnen ausgehaltene Bergbote ver-
ſuchen immer die Sache ſo darzuſtellen, als ob das Leben der
Mansfelder Bergleute nicht ſo W ſei, wie in anderen
Bergrevieren. Daß aber gerade das Gegenteil der Fall iſt be
weiſt, daß in verfloſſener Woche wieder vier Unfälle paſſiert
ſind. Jm Knappſchaftskrankenhauſe zu Hettſtedt ſtarb der
Zimmerer Friedrich Meißner aus Augsdorf, der am Freitag
der vorletzten Woche mit noch zwei anderen Kameraden auf
dem Paulſchachte durch ſchlagende Wetter ſchwer verbrannt
wurde. Am Sonntag, den 17. Auguſt, verunglückte auf dem
Meſſingwerke Friedrich König aus Augsdorf. Der Ver-
unglückte war als Schaltbrettwärter tätig. Bei ſeiner Arbeit
kam er der elektriſchen Hochſpannungsleitung, die 10 000 Volt
Spannung haben ſoll, zu nahe und wurde am Arm, am Kopfe
und an der Bruſt ſo ſchwer verletzt, daß K. in das Krankenhaus
gebracht werden mußte. Auf dem gleichen Werke verunglückte
am Donnerstag der Drahtzieher Reinhold Burkhardt aus
Stangerode tödlich. Dem Bedauernswerten wickelte ſich ein
Draht um den Hals, wodurch er erdroſſelt wurde. Erhebliche
Quetſchwunden erlitt am Mittwoch auf dem Freiensleber
Schachte der Bergmann Kolbe aus Großörner. ie ſchweren
Verletzungen machten die Ueberführung des Verunglückten nach
dem Hettſtedter Krankenhauſe notwendig.

Eisleben. Was vorauszuſehen warl Vor kurzem
berichteten wir über einen Streich, den man der organiſierten
Arbeiterſchaft bei der Einreichung der Vorſchlagsliſte für die
Arbeitnehmervertreter im Ausſchuß der Allgemeinen Orts-
krankenkaſſe geſpielt hat. Wir bemerkten, daß dieſer Streich
nicht gelingen würde. weil einmal die Bekanntmachung des
Vorſtandes der Ortskrankenkaſſe 4 über den Endtermin zur
Einreichung der Vorſchlagsliſten unklar war, und weil das
Verſicherungsamt ſelbſt den 10. reſp. 11. Auguſt als noch gül-
tige Tage zur Einreichung von Vorſchlagsliſten bezeichnet
hatte. Gegen die Wahl wurde Proteſt erhoben. Das Verſiche
rungsamt hat das vom Vorſtand der Ortskaſſe 4 ſchon bekannt-
gegebene Wahlreſultat für ungültig erklärt. Der Beſchluß
des Verſicherungsamtes lautet: „Die von dem Vorſtande der
Ortskrankenkaſſe 4 am 18. Auguſt d. J. in der Eisleber Zei
tung und dem Eisleber Tageblatt veröffentlichte Wahl der
Ausſchußmitglieder zu der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe iſt
ungültig. Der von dem Maurer E. P. am 10. Aug.
eingereichte Wahlvorſchlag iſt rechtzeitig eingegangen.
Die Bekanntmachung vom 13. Auguſt iſt zu widerrufen, der
Wahltag von neuem feſtzuſetzen und in der üblichen Weiſe be
kannt zu geben.“ Dem Beſchluſſe iſt eine ausführliche Be
gründung beigefügt. Jn ihr wird über die Auslegung des
Begriffes: „14 Tage vor dem Wahltage“ Bezug auf die Be
ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches genommen. Nach
ihm iſt das Verſicherungsami zu dem Beſchluß gekommen, daß
der 10. Auguſt als rechtzeitiger 77 noch in Betracht kam und
da dieſer ein Sonntag war, ſo galt nach S 193 des Bürgerl.
Geſetzbuchs als letzter Tag zur Einreichung der Vorſchlagsliſte
der nächſtfolgende Werktag, alſo der 11. Auguſt noch. Das
Verſicherungsamt führt noch aus: „Dieſe Entſcheidung ent
ſpricht nicht nur den geſetzlichen Vorſchriften, ſondern trägt
auch dem Gefühl der Billigkeit Rechnung. Es muß als 55
unbillig empfunden werden, wenn ein ar eund allein aus dem Grunde zurückgewieſen werden ſo te,
er einige Stunden zu ſpät eingereicht worden iſt. Aus dieſem
Grunde iſt auch der Einwand des Vorſtandes der Ortskranken-
kaſſe 4, daß der Wahlvorſchlag bei dem Rendanten Liefeith und
nicht bei dem Vorſtande eingereicht ſei, unbeachtlich.“

Es ſcheint, als wollte der Vorſtand der Ortskrankenkaſſe 4
mit dieſem Einwande den Streit auf ein anderes Gleis ab-
ſchieben. Wir bemerken da a eine Unklarheit in dem Wahl
ausſchreiben der Ortskrankenkaſſe 4, in dem ſie ſchreibt, daß die
Wahlvorſchläge bei dem Vorſtand einzureichen ſind. Wer iſt
der Vorſtand? Herr Kleeblatt? Neinl Er iſt Vorſitzenden



der Ortskrankenkaſſe 4, mithin Mitglied des Vorſtandes, alſo
nur ein Teil des Vorſtandes der Kaſſe. Und deswegen wurde
der Wahlvorſchlag bei der Geſchäftsſtelle der Kaſſe, in dieſem
Falle bei dem Rendanten Liefeith eingereicht.
Wie richtig wir Ppandelt haben, zeigt der Beſchluß des Ver

ſicherungsamtes. amit iſt wiederum der Beweis erbracht,
daß die Arbeiterſchaft in den Geſetzesbeſtimmungen meiſt beſſer
e Wirte be als mancher Beamte. Aber die unbillige Hand-
lungsweiſe hat noch einen finanziellen Nachteil für die Ver-
ſicherten dieſer Kaſſe. Unterm 22. Juli hat der Bundesrat im
Reichsanzeiger bekannt gegeben, daß alle Koſten zur Durch-
führung der Wahlen zu den Organen der Krankenkaſſen, von
dieſen getragen werden müſſen. Da laut Beſchluß des Ver-
ſicherungsamtes die Ortskrankenkaſſe das neue Wahlaus-
ſchreiben in der üblichen Weiſe bekanntzugeben hat, ſo dürften
die Unkoſten, die der Kaſſe entſtehen, rund 200 Mk. betragen.
Das ſind Gelder, die den Verſicherten zu zwei Drittel, alſo über
130 Mk., die durch die unbillige Handlungsweiſe des Vorſtandes
nutzlos entzogen ſind. Darum iſt es unbedingt notwendig,
daß die Arbeiterſchaft bei den ſtattfindenden Neuwahlen auf
dem Poſten iſt und für die Liſte des Gewerkſchaftskartells
ſtimmt. Nur dadurch kann erreicht werden, daß die Organe
der Verſicherung durch ſozial denkende Perſonen beſetzt werden.
Und wie notwendig es iſt, daß ſozialer Geiſt in die Kranken-
kaſſen- Verwaltungen einzieht, beweiſt zur Genüge der geſchil
derte Vorgang.

Drei Monate Gefängnis erhielt in der letzten
Schöffengerichts- Sitzung der Handelsmann Kerrmann wegen
Kupferdraht-Diebſtahls. Es iſt dies der Vorgang, bei dem derSohn des K. ködlich verunglückte. Um die Spuren des Dieb-
ſtahls zu verwiſchen, hatte K. die Nachricht verbreitet, daß ſein
Sohn in der Unteren Parkſtraße durch das Anprallen des
Wagens an die Bordſteine von dem Wagen abgeſtürzt und
tödlich verunglückt ſei. Durch zurückgelaſſene Sachen an der
Unglücksſtelle an der Hüneburg wurde aber K. als Dieb er-
mittelt und gleichzeitig ſein Märchen aufgedeckt.

Wittenberg. Einen Selbſtmord beging hier die 22 Jahre
alte Minna Geldſchläger, geb. Lingner aus Gräfenhainichen. Sie
hat ſich in der Nacht zum Montag im Schwanenteich ertränkt.
Die Verſtorbene war zuletzt in der Gärtnerei von Grob beſchäftigt
und ſoll ſich ſchon längere Zeit mit Selbſtmordgedanken getragen
haben. Bei ihren am Ufer gefundenen Sachen lag ein Zettel
recht konfuſen Jnhalts, der angenſcheinlich von ihr geſchrieben iſt,
und auf eine geiſtige Störung ſchließen läßt.

Torgau. Die Stadtverordneten-Wählerliſtgzn liegen
nur noch bis zum Sonnabend zur Einſicht aus. Wir erſuchen
deshalb die Parteigenoſſen, die noch keine Einſicht in die Liſten
genommen haben, das Verſäumte nachzuholen. Außerdem ſind,
wie bei der letzten Wahl, Liſten zur Einzeichnung ausgelegt. Für
die Perſonen, die ſich in die Liſte haben, wird nach-
geſehen werden. Alſo, erfülle Mann für Mann ſeine Pflicht.

Liebenwerda. Die Ausſchußwahlen zur Kranken-
kaſſe. Die gemeinſame Ortskrankenkaſſe für den Kreis
Liebenwerda hat, da die Zeit des Einſpruchs gegen die Vor
ſchlagsliſten für die Wahl der Ausſchußvertreter und der Er-
ſatzmänner verſtrichen iſt, dieſe bekanntgegeben. Jn den Be-
zirken Elſterwerda, Liebenwerda und Mühlberg iſt nur je eine
Liſte, und zwar von den freien Gewerkſchaften, eingereicht
worden, ſo daß eine Wahl nicht ſtattzufinden braucht. Die
Mitglieder der eingereichten Vorſchlagsliſten dieſer drei Be
zirke, die Arbeitgeber ſowohl wie die Verſicherten, ſind alſo ge
wählt. Nur in Ortrand iſt noch eine zweite Liſte der Ver
ſicherten eingereicht und hat dort am Sonntag, den 31. Auguſt,
von nachmittags 4—6 Uhr die Wahl ſtattzufinden. Der Aus-
ſchuß beſteht aus 30 Vertretern und 60 Erſatzmännern, und hat
der Bezirt Elſterwerda 15, Liebenwerda 7, Mühlberg 6 und
Ortrand 2 Mitglieder des Ausſchuſſes zu wählen. Dieſe Aus-
ſchußvertreter wählen den Vorſtand, und zwar 4 Arbeitgeber
und 8 Verſicherte. Der zu wählende Vorſtand erfährt in der
Zuſammenſetzung keine weſentliche Aenderung gegen früher.
Auch im Ausſchuß (bis jetzt Generalverſammlung) iſt ſo gut
wie keine Aenderung eingetreten, nur daß die Zahl erheblich
reduziert worden iſt.

Elſterwerda. An unſere Partei- und Gewerk-
ſchaftsfreunde möchten wir die Bitte richten, etwas mehr
unſer Verſammlungslokal zu berückſichtigen. Dort, wo wir
unſere Partei- und Gewerkſchaftsfragen erörtern und uns un-
gehindert verſammeln können, müſſen wir auch in der Haupt-
ſache unſern Privatverkehr pflegen. Wenn auch bei den zur-
zeit etwas ungünſtigen Erwerbsverhältniſſen jeder höchſt ſpar-
ſam zu leben gezwungen iſt, ſo muß aber doch geſagt werden,
daß es manchen gibt, der ſich noch einige Glas Bier leiſten
kann, aber in Lokalen verkehrt, die uns nicht zu öffentlichen
Verſammlungen zur Verfügung ſtehen. Möge alſo dieſe
freundſchaftliche Mahnung von denen, die es angeht, berück-
ſichtigt werden.

Mühlberg. Die „Fürſorge“ in der Praxis. Daß
alle kleinen Mittelchen der „Fürſorge“ unſeres Kreiſes nicht
imſtande ſind, auch nur im entfernteſten lindernd in den Not-
ſtand dieſes oder jenes Arbeiters einzugreifen, iſt eine Tat-
ſache. Der moderne Kapitalismus ſchlägt die Wunden und
der Staat iſt außerſtande, zu helfen. Auch die privaten Ein-
richtungen im Gegenwartsſtaate ſind nur ein Tropfen auf
den heißen Stein. Hier ein Beiſpiel: Der Korbmacher Sch.,
der kürzlich zum zweiten Male die Lungenheilſtätte benutzt
hatte, wandte ſich an die Fürſorge, um leichtere Arbeit zu er-
langen, da ihm der Arzt wiederholt geraten hatte, ſeinen Be
ruf aufzugeben. Die hieſige Polizeibehörde wurde auch er-
ſucht, für dieſen Arbeiter leichte Arbeit aufzutreiben. Beimehreren Unternehmern, ſogar bei der Kleinbahn und in Gül-

denſtern zur Gartenarbeit wurde der Arbeiter vom Polizei-
wachtmeiſter angeprieſen. Aber überall hatte man nur ein
glattes Nein. Es iſt ja an ſich ein guter Gedanke von der
Fürſorge, daß ſie dieſen Arbeitern helfen will. Aber damit iſt
es auch zu Ende. Denn daß die Kapitaliſten der Fürſorge,
oder gar den ſchwachen kranken Arbeitern zu Liebe dieſe ein-
ſtellen, iſt und bleibt eben nur ein Traum. Die Unternehmer
werden ſich ſchön hüten, kranke Arbeiter einzuſtellen, wo bliebe
denn da der Profit? Es nützen eben alle guten Ratſchläge
der Fürſorge nichts, die Kapitaliſtenklaſſe braucht nur geſunde,
kräftige Arbeiter, nach Verbrauch ihrer Arbeitskraft ſind ſie
für den Kapitaliſten abgetan. Da alle Verſuche fehlſchlugen,
ſollte er als Gemeindearbeiter von der Stadt beſchäftigt wer
den. Als er nach dem Lohnſatz fragte, wurde ihm mitgeteilt,
daß er bei zehnſtündiger Arbeitszeit täglich 1,50 Mk. verdienen
könne. Nur ein einziger Arbeiter erhält täglich 2 Mk. Natür-
lich lehnte er nicht die Arbeit, ſondern die niedrige Bezahlung
ab, da er bei einer fünfköpfigen Familie bei 12 Mk. wöchent-
lichem Verdienſt, wenn er dieſen Lohn bekommen hätte, hungern
müſſe. Nun ſoll er als letztes Mittel einen Gewerbeſchein
gratis erhalten. Damit kann er dann durch die Lande ziehen,
und mit einem Pfennighandel ſeine Familie durchſchlagen.
Damit iſt wiederum der traurige Beweis erbracht, daß die
Fürſorge gegen die heutige Kapitaliſtenklaſſe machtlos iſt.

Mühlberg. Von der Zuckerfabrik Brottewittz. Die
diesjährige Generalverſammlung der Zuckerfabrik für das Ge-
ſchäftsjahr 1912-13 fand kürzlich hier ſtatt. Aus dem Geſchäfts-
bericht iſt zu entnehmen, daß in 19126 Arbeitsſchichten
1918 567,20 Zentner Rüben verarbeitet wurden. Der Zucker-
gehalt der Rüben iſt dem des Vorjahres gleich geblieben. Zur
Herſtellung eines Zentners Zucker waren 6,23 Zentner Rüben
erforderlich. Durch die Verarbeitung der Rüben wurden 311 458
Zentner Zucker gewonnen. 645 294,20 Zentner Brennmaterial
ſind in der letzten HKampagne verbraucht wo den; ſie brachte
dem Staate zuſammen mit dem Rübentransport eine Ein
nahme durch die Verfrachtung von 213 154,33 Mk. Die Löhne
der Arbeiter ſind natürlich an keine zufriedenſtellenden. Ge-
wiß verdienen während der mpagne einige Arbeiter ein
„gutes Stück Geld Wenn man aber die Umſtände betrachtet,
iſt das nur durch Ueberſtunden und Ueberarbeit erſchuftet. Die

J Organiſation hat ja bereits Fuß gefaßt, jedoch werden während
die Organiſierten durch die unorganifierten

Kulturarbeit be-
der Kampagne
ſogenannten „Jnduſtriebauern“ in ihrer
ſchränkt.

Pröſen. Parteiverſammlung. Jn unſerer am Sonnabend
abgehaltenen gut beſuchten Verſammlung widmete der Diſtrikts
leiter unſeren verſtorbenen Genoſſen Auguſt Bebel und Emil
Leßmann einen warmen Nachruf; die Verſammlung ehrte das
Andenken der beiden Genoſſen in üblicher Weiſe. Der Diſtrikts-
leiter machte die Mitglieder darauf aufmerkſam, daß bis zum
1. Oktober alle Bücher in Ordnung gebracht werden müſſen, da
von dieſer Zeit an der 10 Pfg. Wochenbeitrag erhoben wird. Zu
dieſem Punkte wurde beſchloſſen, die Beiträge wöchentlich zu
kaſſieren. Gerügt wurde die ſchwache Beteiligung beim Begräbnis
unſeres alten Genoſſen Leßmann, es wurde der Wunſch aus-
geſprochen, bei wiederkehrenden Fällen für eine ſtärkere Beteili-
gung zu ſorgen. Zur beſſeren Bearbeitung wurde der Diſtrikt in
8 Agitationsbezirke geteilt, die dazu nötigen Bezirksführer mel-
deten ſich freiwillig. Ein ausführlicher Bericht über die Tätigkeit
unferer Vertreter in der Gemeindeverwaltung wurde mit Zu
ſtimmung aufgenommen. Zum Schluß gab der Diſtriktsleiter
noch bekannt. daß am 30. Auguſt im Grünen Baum ein Ver
gnügen des Wahlvereins ſtattfindet und erſuchte um ſtarke Be
teiligung. Ferner erſuchte er für die möglichſt größte Verbreitung
unſerer beſten Wane, des Volksblattes, zu ſorgen.

Vereine und Verſammlungen.
Bitterfeld. Der Sozialdemokratiſche Verein hält morgen,

Mittwoch, ſeine Mitgliederverſammlung ab. Die Tagesordnung
iſt aus dem Juſerat der heutigen Nummer erſichtlich.

Dom mitzſch. Das Gewerktkſchaftskartell veranſtaltet am Sonntag,
den 31. Auguſt, zwei Lichtbildervorträge. Nachmittags 4 Uhr
für Kinder, Eintritt 10 Pfg., und abends für Erwachſene, Eintritt
im Vorverkauf 25 Pfg., an der Kaſſe 30 Pfg.

Mühlberg. Nächſten Sonnabend, den 30. Auguſt, abends
8 Uhr, findet eine wichtige Mitgliederſammlung des Sozial
demokratiſchen Vereins ſtatt. Sorge jeder für vollzähliges Er
ſcheinen.

Volkswirrſchaftliches.
Agrariſche Mittelſtandsfreundlichkeit!

Mit Worten und Phraſen geizen die Agrarier nicht, wenn
ſie als politiſche Rattenfänger die Melodie von ihrer Mittel-
ſtandsfreundlichkeit erſchallen laſſen! Wie man bekennen muß:
mit Erfolg! Obwohl gerade die Zoll- und Steuerpolitik der
Agrarier und ihr großinduſtrieller Troß den Mittelſtändlern
das Leben ſauer machen, ihnen in tauſend Fällen den Faden
der wirtſchaftlichen Exiſtenz abſchneiden, trottet ein großer
Teil von ihnen dennoch im agrariſchen Wählergefolge einher.
Die Agrarier ſchimpfen auf die Warenhäuſer aber ſie kaufen
dort, ſie ſchiimpfen auf das Großkapital und lieben es dabei

und endlich ſchimpfen ſie auf die Sozialdemokratie, die der
Katze die Schelle umhängt, wenn ſie mauſt! Und ſie mauſt
immer! Jn Wirklichkeit gibt es keinen Berufsſtand, der auch
nur in der annähernd gleichen Weiſe wie die Agrarier durch
genoſſenſchaftlichen Warenbezug und Verſchleiß auf genoſſen
ſchaftlicher Grundlage dem Mittelſtand das Waſſer abgräbt.
Die Verkaufsabteilung des Bundes der Landwirte verkauft
neben vielen andern Sachen auch Kunſtdünger und Maſchinen.
Daneben beſtehen ſehr viele andere landwirtſchaftliche Ge-
noſſenſchaften, die mehr oder minder alle dahin ſtreben, den
Zwiſchenhandel auszuſchalten! Wir verübeln ihnen das
natürlich nicht, wir wollen nur auf die Heuchelei hinweiſen, die
darin liegt, das man anderen zum Vorwurf macht, was man
ſelbſt in ausſchweifendſter Weiſe betreibt. Mit welchem Eifer-
ſich die Agrarier der Hebung des Mittelſtandes widmen, kann
man aus der Statiſtik der Genoſſenſchaften erkennen! Eine
Unterſuchung der Genoſſenſchaften, wobei nach ihrem länd-
lichen oder ſtädtiſchen Charakter unterſchieden wird, hat die
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe veranſtaltet. Das Reſultat liegt in
einem Beiheft der Zeitſchrift des Königl. Preuß. Stat. Landes-
amtes vor. Demnach wurden ermittelt, Genoſſenſchaften über

wiegend: ſtädtiſche ländliche
1907 1980 13 6211908 2 022 14 084
1909 2 045 14 5961910 2 077 14 9931911 2 103 15 358Zu dieſen intereſſanten Zahlen ſei noch ergänzend bemerkt,

daß als Genoſſenſchaften vorwiegend ländlichen Charakters
angeſehen worden ſind (außer den ländlichen Kreditgenoſſen-
ſchaften) die land wirtſchaftlichen Rohſtoff-, Werk und Maga
zingenoſſenſchaften, ſowie die land wirtſchaftlichen Produktions-
genoſſenſchaften, jedoch nur ein Teil der Genoſſenſchaften zur
Beſchaffung von Maſchinen und Geräten! Demnach befinden ſich

unter den Genoſſenſchaften mit überwiegend ſtädtiſchem Cha
rakter auch noch agrariſche Gründungen! Jedenfalls läßt die
Entwicklung des Genoſſenſchaftsweſens erkennen, daß die
Agrarier eifrig dabei ſind, den Mittelſtand zu überwinden!
Trotzdem erfreuen ſie ſich mittelſtändleriſcher Gefolgſchaft,
denn die Dummen werden nie alle.

Allerlei.
Ein furchtbares Exploſionsunglück.

Bielefeld, 26. Auguſt. Als der Dekorateur Buſch mit
ſeiner Frau geſtern abend nach Hauſe kam, nahm er ſchon auf
der Treppe einen ſtarken Gasgeruch wahr. Jn die Küche
tretend, fanden ſie ihre 19jährige Tochter tot am Boden
liegend vor. Sie war offenbar durch das ausſtrömende Gas
erſt ickt. Jn der Aufregung zündete Buſch, um das
Zimmer zu erleuchten, ein Streichholz an. Jm ſelben
Augenblick erfolgte eine furchtbare Exploſion. Frau
Buſch, die ſich über ihre Tochter geworfen hatte, ſtand ſofort
in Flammen. Gleichzeitig ſtürzte die Decke des Zimmers ein
und die Wände wurden ſtellenweiſe um etwa 20 Zentimeter
von ihrem Platz gerückt und das Dach des Hauſes in einer
Ausdehnung von 150 Quadratmeter abgedeckt. Die Urſache des
Unglücksfalles wird darin zu finden ſein, daß, wie man be-
hauptet, die Tochter aus Liebeskummer Selbſtmord verübt hat.

Folgenſchwerer Tunneleinſturz.
Rom, 25. Auguſt. Ein im Bau begriffener Tunnel einer

neuen Straße zwiſchen Coſenza und Paolo ſtürzte ein und be
grub 9 Arbeiter unter ſeinen Trümmern. Drei weitere
Arbeiter, welche am Eingange beſchäftigt waren, wurden
getötet und 7 verwundet. Zu den Verſchütteten konnte man
bisher noch nicht gelangen; man weiß noch nicht, ob ſie noch
leben oder bereits tot ſind.

Millionenunterſchlagung in Rußland.
Pete rsburg, 25. Auguſt. Jn der Getreideabteilung der

Petersburger Kommerzbank ſind Veruntreuungen in Höhe von
mehr als 5 Millionen Mark entdeckt worden.

Mörder Automobil.
Halberſtadt, 25. Auguſt. Bei dem „nationalen“ Volks

feſte ereignete ſich ein Unglücksfall. Ein Kraftwagenführer
aus Brandenburg (Havel) fuhr am Eingange des BreitenWeges
auf den Bürgerſteig, ſo daß ein dort ſtehender Hütten-
arbeiter mit ſeinem zweijährigen Söhnchen unter
die Räder geriſſen wurden. Der Mann wurde leicht, das Kind

jedoch ſo ſchwer verletzt, daß an ſeinem Aufkommen ge

zweifelt wird. zKöln. Dieſe Nacht überfuhr ein unbeleuchtetes Automobil
in der Nähe von Fühlingen einen Flaſchenbierwagen, der dem
Auto entgegenkam. Der Kutſcher wurde lebensgefährlich ver
letzt und ſtarb. Das Auto, deſſen Nummer feſtgeſtellt iſt, raſte
davon und überließ den tödlich Verletzten ſeinem Schickſal.

Die Zeitung der Zukunft.
Jn der Generalverſammlung des britiſchen Jnſtituts für

Journalismus in Hork hielt Robert Donald vom Daily Chro-
nicle eine Rede über die Zeitung der Zukunft. Gutgelaunt
prophezeite er Wahrheit und Dichtung in luſtiger Miſchung.
Mit der wachſenden Großorganiſation des modernen Zeitungs-
weſens, mit der Zunahme des Leſerkreiſes und mit der Ent-
wicklung der Technik würden die nächſten Jahrzehnte weit-
gehende Umformungen im Zeitungsweſen mit ſich bringen.
„Die künftigen Methoden der Zeitungsbeſtellung und Zeitungs-
verteilung werden noch ſchneller ſein als heute und. noch weitere
Gebiete bewältigen. Luftſchiffe und Flugmaſchinen werden in
den Dienſt der Zeitungsbeförderung genommen werden, elek-
triſche Züge und Automobildienſte in die Nachbarſtädte werden
die Schnelligkeit der Austragung unterſtützen. Jn den Groß-
ſtädten werden die Fern durch pneumatiſchen Druck, alſo
ſozuſagen durch Rohrpoſt an die Leſer verteilt werden, die
Morgen- und Abendblätter werden ihren Charakter verlieren,
und durch ſtündliche Ausgaben Ergänzung finden. Jm inneren
Nachrichtendienſt des Zeitungsbetriebes wird das drahtioſe
Telephon die erſte Stelle beanſpruchen, jeder Journaliſt und
Reporter wird ſtets einen kleinen drahtloſen Telephonapparat
mit ſich führen und jederzeit mit ſeinem Blatte in Verbindung
treten können. Die aufgenommenen Meldungen werden dem
Redakteur nicht mehr handſchriftlich oder ſtenographiſch, ſon-
dern gleich in der Spaltenbreite des Blattes gedruckt vor
Augen kommen. Jn den Reſtanurants, öffentlichen Lokalen und
Vergnügungsſtätten werden durch Grammophon und Kine-
matograph ſtündlich die neueſten Nachrichten dem Publikum
mitgeteilt werden, ja wer weiß, ob das Publikum nicht mit der
Zeit dazu neigen wird, ſogar die Mühe des Leſens von ſich ab-
zuwälzen: wie heute Gas- und Waſſerleitungen in die Zim-
mer und Bureauräume führen, werden dann vielleicht Nach-
richtenleitungen in die Häuſer gelegt werden. Dann wird der
ehemalige Zeitungsleſer daheim dem ſtetigen Zuſtrom neuer
Meldungen lauſchen können oder gemächlich von Zeit zu Zeit
den unabläſſig aus dem Apparat gedruckt hervorſickernden
Nachrichtenſtrom überfliegen. Donalds Phantaſie beweiſt,
daß Bellamy, der Rückblicksmann aus dem Jahre 2000, nicht
umſonſt gelebt hat.

Das erſte elektriſche Glühlicht in Deutſchland.
Eine Welt ohne elektriſches Licht können wir uns heute kaum

noch denken. Und doch ſind es kaum 30 Jahre her, daß in
Deutſchland zum erſten Male das elektriſche Glühlicht prak-
tiſche Anwendung fand. Jm Jahre 1881 ſah Rathenau auf der
Pariſer Weltausſtellung die erſt kurz vorher von Ediſon her-
ausgebrachte Glühlampe. Er erwarb ſofort das Recht zur
Ausbeutung dieſer Erfindung in Deutſchland von Ediſon für
350 000 Mark und gründete zu ihrer Herſtellung und Vertrei-
bung im nächſten Jahre die Berliner Elektrizitätswerke. Die
erſte elektriſche Glühlichtanlage Deutſchlands erſtrahlte in
einer Stärke von 60 Lampen zum erſten Male am 12. April
1882 in der Berliner Druckerei von Büxenſtein. Heute reprä-
ſentiert allein die Allgemeine Elektrizitäts-Geſellſchaft, in die
drei Jahre nach ihrer Gründung die Deutſche Ediſongeſell
ſchaft umgewandelt wurde, ein Kapital von über Hundert Mil-
lionen Mark.

Humor und Satire.
Der Hauptmann im Parlament. Es war während der De

batte zur Wehrvorlage. Ein freiſinniger Abgeordneter konnte
an der zweiten Leſung nicht teilnehmen, da ihn Berufsgeſchäfte
in Süddeutſchland feſthielten. Dort erfuhr er aus den Zei-
tungen den Schimpf, den unſer größter Dichter in Breslau er-
litten habe; eine flammende Entrüſtung ſtieg in ihm auf, und
er beſchloß, dieſen unerhörten Fall im Reichstag zur Sprache
zu bringen; telegraphierte infolgedeſſen an die Fraktion:
„Setzen Sie mich für morgen auf die Rednerliſte, will über
Hauptmann ſprechen.“ Worauf ihm der Fraktionsvorſtand
zurücktelegraphierte: „Nicht mehr nötig, alle Hauptleute be-
reits bewilligt!“

Letzte Nachrichten.
Zur türkiſch- bulgariſchen Verſtändigung.

Konſtantinopel, 26. Auguſt. Aus guter Quelle ver-
lautet, daß die bulgariſch-türkiſchen Verhandlungen einen gün-
ſtigen Verlauf nehmen. Der bulgariſche Unterhändler Natſche-
witſch habe bereits einzelne Zugeſtändniſſe gemacht. Als
Grundlage des künftigen Abkommens komme weder die Schlei-
fung der Forts von Adrianopel, noch die Abtretung von Kirk-
kiliſſe an die Bulgaren in Betracht. Dagegen werden die Tür-
ken eine Berichtigung der alten Grenze im Norden der Linie
Adrianopel-Kirkkiliſſe einräumen und mehrere Zugeſtändniſſe
wirtſchaftlicher Natur machen.

Die Kämpfe in China.
Schanghai, 26. Auguſt. Bei Nanking haben in den letz-

ten zehn Tagen heftige Gefechte ſtattgefunden. Die nord-
chineſiſchen Truppen unter General Changſhun ſchließen die
Stadt ein. Sie ſind jetzt endgültig im Beſitz des Popoberges,
der den Schlüſſel zu Nanking bildet.

Unglücksfall.
Leer, 26. Auguſt. Fünf beim Anſtreichen der Ledabrücke

beſchäftigte Arbeiter unternahmen geſtern abend eine
Bootsfahrt. Das Boot kenterte und die Jnſaſſen ſtürzten ins
Waſſer. Zwei konnten ſich durch Schwimmen retten. Die Ar-
beiter Uhlen, Vater von ſechs Kindern, Paris, Vater von drei
Kindern, und Fiſcher ſind ertrunken. Die Leichen konnten
bisher noch nicht geborgen werden.

Verſammlungsberichte.
Der Transportarbeiter Verband, Zahlſtelle Halle hielt amDienstag, den 19. Auguſt ſeine regelmäßige S

ab, in der zunächſt das Andenken Auguſt Bebels in warm-
empfundenen Worten geehrt wurde. Alsdann hielt Kollege G.
einen Vortrag über: Zweck und Nutzen der neuen allgemeinen
Ortskrankenkaſſe, welcher mit ſichtbarem Jntereſſe entgegen
enommen wurde. Des weiteren wurde die Abrechnung vom

aſſerfahrtsvergnügen gegeben. Dieſelbe ergab an Einnahme
541.80 Mk. und an Ausgabe 475.90 Mk., mithin einen Ueberſchuß
von 65.90 Mk. Nachdem noch auf den Ausflug nach Nietleben
am Sonntag, den 24. Auguſt, aufmerkſam gemacht worden war,
wurde weiter zur Ueberwachung der Sonntagsruhe eine vier-
gliedrige Lommiſſion gewählt, die alle Uebertretungen der zu-
ſtändigen Jnſtanzen zu melden hat. Hierauf ſchloß der Vorſitzende
die Verſammlung mit anfeuernden Worten zur lebhaften Agitation
für den Verband.

Altbewaährte Nahrun
fürinderund Kranke
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